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Gröner gießt Oel ins Feuer.

Jn der jetzigen Situation der umAufbeſſerung ihrer Gehälter hält es der Reichsverkehrs-
miniſter für angebracht, folgendes Telegramm an ſämtliche
Zweigſtellen, Generaldirektionen und Eiſenbahndirektionen
zu verſenden:

Der klare und feſte Standpunkt der zur
73 des Beamtenſtreiks (ſiehe Reichsverkehrsanzeiger 24)
iſt von den Herrn Präſidenten mit allem Nachdruck zu ver-
treten. Hierzu werden folgende Richtlinien gegeben:

1. Mit den Beamtenpflichten unvereinbar iſt eine zum
Streik treibende Tätigkeit von Beamten uſw. in und außer

dem Dienſt. Die Vorkommniſſe beim Kapp-Putſch haben den
Beamten vollkommen die Köpfe verwirrt.

2. Streikagitation innerhalb der Dienſtſtunden und
Hienſträumen iſt Weh Anſchläge an Eiſenbahngebäude,
die zum Streik auffordern, ſind zu verhindern, ebenſo die
Verteilung von Druckſchriften unter der Beamtenſchaft zum
Zweck der Streikagitation.

3. Die geeigneten Mittel zur Bekämpfung des Streik-
fiebers unter der Beamtenſchaft ſind anzuwenden. Dazu gehört insbeſondere Aufklärung über die wexen Folgen von

Beamtenſtreiks für den h für die geſamte Beamten-
ſchaft und ihre Stellung im Staate, für den Staatsgedanken,
ſowie für unſere politiſche und wirtſchaftliche Entwicklung

oh dagegen ſcheinen nur eine Au zu
eine gerechte und ſoweit es die Verhältniſſe zulaſſen,
digende Löſung der Beſoldungsfrage zu verhin er.

röne r.
Dieſer Erlaß wird das gerade Gegenteil von dem herbei-

ren, was Gröner damit bezweckt. Er wird den Ausbruch
Beamtenſtreiks mit ſeinen unheilvollen Folgen für das

ganze Land r erſchweren, ſondern erleichtern. Weiter
wird er die in Ausſicht ſtehenden Verhandlungen, von denen
die nachfolgende Meldung berichtet, nicht erleichtern, ſondern
erſchweren.

en,
efrie

Berlin, 29. Dezember. Jn den Verhandlungen zwi
ſchen dem Reichsfinanzminiſterium und dem Deutſchen Be
amtenbund wurde einer Blättermeldung zufolge beſchloſſen,
die Forderungen und Wünſche der Eiſenbahner dem rgutachterangſhuß zu überweiſen, in dem Vertreter des All-

gemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes, des Deutſchen Be
amtenbundes und des Deutſchen Gewerkſchaftsbundes ſitzen.

Der r r wird am 3. und 4. Januar inBerlin alle die Eiſenbahnbeamten angehenden Fragen er-
örtern. Die Forderungen der Eiſenbohnarbeiter werden in
den gegenwärtig ſtattfindenden Verhandlungen im Reichs
arbeitsminiſterium erledigt werden.

Der drohende Streik.
Die „Dena“ meldet aus Eſſen: Jn einer geſtern abend

ibgehaltenen Vollverſammlung der Reichsgewerkſchaft dergiſenbahner wurde betont, daß weitere Verhandlungen zwi-

ſchen der Regierung und den Eiſenbahnorganiſationen zweck-
los ſeien. Man forderte als letzte Antwort den ſofortigen
Streik. Die Redner erklärten, daß ſie ohne Rückſicht auf den
Erlaß Gröners ihre Beſtrebungen fortſetzen werden. Es
wurde beſchloſſen, in den drei nächſten Tagen im ganzen Be
zirk eine geheime Urabſtimmung ſtattfinden zu laſſen, in der
über den Streit entſchieden werden ſoll. Schließlich wurde
eine Entſchließung angenommen, in der erklärt wird, die

Eiſenbahner würden alle gewerkſchaftlichen Forderungen er
füllen und dem Rufe zur Anwendung der gewerk-
ſchaftlichen Mittel, wenn notwendig gewiſſenhaft und pünkt-
lich Folge leiſten.

Die Gehaltszahlungen an die Beamten.
Berlin, 28. Dezember. Die Reichsfinanzverwaltung hat

Anordnung getroffen, e die nächſte Gehaltszahlung an
die Beamten nicht erſt Anfang Februar, ſondern bereits vom
20. Januar ab t t, damit nicht mehr als etwa ein Mo
nat ſeit der vor Weihnachten erfolgten Zahlung des Januar
gehalts verſtrichen iſt.

Vor der Einnahme Fiumes.
Trieſt, 28. Dez. (Agenzia Stefani.) Jn der Nacht leb

haftes Gewehr iſchinengeleniſchen Truppen und Legionären von Fiume, aber ohne
ernſte Folgen. Heute hat General Caviglia durch Flieger

werfen laſſen, die zur Einſtellung
des brudermörderiſchen Kampfes auffordern.

Rom, 28. Dezember. Wie die Agenzia Stefani mitteilt,
entbehren alle Gerüchte über nicht ordnungsmäßi s Verhal-
ten der, Regierungstruppen vor Fiume jeder Grundlage.
Die Truppen machen von den en nur im Falle der

und Maſchinengewehrfeuer zwiſchen den ita

Erluß gegen das „Streilſfeher' der Begnten.

berg c i d Parlament haben die Not d
4. Reichsregierung un ent haben ot den d d e r Maßnahmemee

Regierungstruppen iſt ausgezeichnet.

der „Baſler
Jntereſſe der Sonnt.

äußerſten Not Gebrauch. Die Aeußerungen der Verwun-
deten gehen einſtimmig dahin, daß die Regierungstruppen
die ihnen erteilten Befehle, Beſchädigungen von Eigentum
und Perſonen, ſoweit nur möglich, zu vermeiden, aufs ge
naueſte befolgen. Aus der Luſt gegriffen ſind auch die von
Fiume aus verbreiteten Gerüchte, daß Abteilungen der Re
gierungstruppen gemeutert hätten. Die Manneszucht der

Rom, 28. Dezember. (Stefani.) Heute vormittag ſind
der Leiter der nationalen Verteidigung von Fiume, Ven-
turi und der Bürgermeiſter von Fiume in Abbazig mit dem
General Ferrario zuſammengetroffen. Da die beiden Dele-
gierten der Regentſchaft die Verhandlungen eröffnen woll-
ten, ohne ſich über ihre Stellung zum Vertrage von Rapallo
zu erklären, brachte General Ferrario in unzweifelhafter
Weiſe zum Ausdruck, daß vollſtändige und rückhaltioſe An
erkennung des Vertrages die unerläßliche Vorbedingung
jeglicher Unterhandlungen ſei. Die Delegierten waren an
ſcheinend von der Erheblichkeit dieſer Frage überzeugt underbaten die Anberaumung eines neuen Joſamſeentteſtens

auf nachmittag, um die Möglichkeit zu Beratungen in Fiume
zu haben. Die von den Delegierten erbetene UAnterbrechung
der Beſchließung wurde bewilligt.

Der Parteitag der franzöſiſchen sozialiſten.
Sembats Rede in Touers.

Paris, 28. Dezember. Nach einem Privatiſelegramm
r ig“

2

ung Lanzentrierte ſich das ganze
onntagsſttzung der franzöſiſchen Sozialiſten

auf die Rede Sembats, der die Konferenzteil
nehmer in der Entwicklung zum Extremismus aufzuhalten
ſuchte. „Wenn“, ſagte er, „einer von euch ins Gefängnis
wandern ſollte, ſo werdet ihr es ſelbſt geweſen ſein, die dem
Stgatsanwalt die Waffe in die Hand gegeben haben.“ Dann
ließ er die Geſtalt Jaures aufleben und erinnerte darxan,
daß die Wahrheit im Sinne des großen Toten e das
Gegenteil ſei von der Wahrheit im Sinne eines Lenin. Er
ſchloß: „Jhr ſeid die Herren und faßt h die uns
zwingen, euch zu verlaſſen. Nicht ohne innere Zerriſſenheit
will ich die unvermeidliche Spaltung ankündigen, nachdem ich
25 Jahre meines Lebens zur Wahrung der Einheit in der
ſozialiſtiſchen Partei geoopfert habe.“

Man kann in der Tat nicht mehr an einer Spaltu
zweifeln, wenigſtens was die Sozialiſten anbelangt, die ſi
unter der Deviſe: Widerſtand gegen Moskau“ vereinigt
haben. Ueber die Gruppe des Wiederaufbaues mit Longuet an der Spitze herrſcht noch Zweifel; doch wird ſie ſich

vermutlich gleichfalls von den Extremiſten trennen.
Der ehemalige deutſche Reichstagsabg. Weill erklärte in

ſeinem Situationsbericht, daß Frankreichs reaktionäre
tik im Jnnern und Aeußern ſtark auf die Gemütsverfaſſung
der elſaßlothringiſchen Bevölkerung drücke, insbeſondere
herrſche eine erregte Stimmung über die Fortdauer der mi-
litäriſchen Laſten und die Einſchränkung der politiſchen Mei-
nungsfreiheit, wie auch der Unterrichtsfreiheit in den Schu-
len. Die Unzufriedenheit habe ſich in einem ſolchen Grade
3 daß es erklärlich ſei, warum die ſozialiſtiſchen Ver
ände ſich in ihrer Mehrheit für den Anſchluß an Moskau

erklärt haben, obwohl ſie keineswegs für den Bolſchewismus
ſchwärmen.

Tours, 28. Dezember. Jn der geſtrigen Nachmittags-
ſitzung des ſozialiſtiſchen Parteitages ſprach der Deputierte
Blum für die rechtsſtehenden Sozialiſten. Er erklärte, auch
er ſei ein Anhänger der Diktatur des Proletariats. Wenn
man die Diktatur einer Partei und einer Klaſſe annehmen
könne, ſo bedeute das noch lange nicht, daß man die Dikatur
einer Gruppe von Jndividuen erdulden wolle; man wolle
nur die zeitweiſe Diktatur annehmen, damit das Proletariat
die Möglichkeit habe, ſich zu organiſieren. Die Anhänger
von Moskau aber ſeien für ein dauerndes derartiges Syſtem,
weil ſie den Terrorismus als ſtändiges Mittel annehmen
wollten. Seine Anhänger ſeien der Anſicht, daß man alles
unterſtützen müſſe, was neue Konflikte zu verhindern ge
eignet ſei. Sie ſeien alſo Anhänger der nationalen Vertei-
digung, die durchaus nicht unvereinbar ſei mit dem ſozia-
liſtiſchen Gewiſſen. tzt handele es ſich nicht mehr um die
Disziplin, die Sache ſei angeſichts der neuen Lage zu einerGewiſſengfrage geworden. Jetzt müſſe man frei bekennen,

ob man die Dritte Jnternationale annehmen könne oder
nicht; er könne es nicht. Blum verlangte, man ſolle ſich
bevor man ſ trenne, das Wort geben, ſich in Zukunftnicht wie Feinde zu behandeln, die t bekämpfen und be
ſchimpfen müßten, ſondern wie Freunde, die augenblicklich
voneinander getrennt feien, die aber vielleicht eines Tages
wieder ein gemeinſames Heim miteinander gründen könnten.
M Blum ſprach paport' für den Anſchluß an

oskau.
Rollet nach Berlin zurück. Wie „Petit Journal“ mit-

Anzeigenprers: Jm achtgeſpait. Anzeigemen koſten das
meter 60 Pf., desgleichen Reklame im dreigeſpalten en

Textteil 250 M. Schluß der Anzeigen Annahme für die nächſte
Ausgabe morgens 9 Uhr.

Jahrgang

werden.

teilt, wird General Nollet in den erſten Tagen des Januar
auf ſeinen Polten in Berlin zurückkehren.

Gewerhſchafter in der Wucherbekömpfum,

Von Dr. C. Falck,
Leiter des Landespolizeiamtes beim Preußiſchen Staats

kommiſſar für Volksernährung, Berlin.
Jrnmn Frühjahr 1919 ſtellte das Landespolizeiamt auf

Veranlaſſung des damaligen Reichsernährungsminiſters Rob.
Schmidt in der Stadt Berlin etwa 100 Gewerkſchafter aus
den drei Gewerkſchaftsgruppen als Hilfspolizeibeamte ein.
Hierdurch ſollte neben der gebotenen Verſtärkung der Kräfte
des Amtes die Anteilnahme der breiten Schichten der werk-
tätigen Bevölkerung an der Wucherbekämpfung angeregt und
ihr Verſtändnis für dieſe ſo ſchwierigen Arbeiten gehoben

Auch in den Provinzen zog das Landespolizeiamt
die Gewerkſchaften heran, insbeſondere zu der bis zum Spät
herbſt 1920 durchgeführten Rachprüfung der aus den beſetzten
Gebieten auf das rechte Rheinufer gebrachten Waren, der ſo
genannten Rheinkontrolle. Hier waren zeitweiſe allein bis
zu 200 Gewertkſchafter tätig. Neuerdings iſt dann das Landes
polizeiamt auf dem linken Rheinufer mit der Aufſtellung von
Streifkolonnen in Stärke von 250 Mann aus den Reihen
der Gewerkſchafter vorgegangen, um mit ihrer Hilfe den
wilden Schmuggel an der holländiſchen Grenze zu bekämpfen.
Hier bedurften die örtlichen Polizeibehörden einer beſonders
tatkräftigen Unterſtützung, da dort die Schutzpolizei infolge
des Einſpruchs der Jnteralliierten Rheinlandskommiſſion
nicht verwendet werden kann. Dagegen genehmigte dieſe die
Ausrüſtung der Gewerkſchafter mit Karabinern und Piſtolen,
die wegen des bandenmäßigen Auftretens der meiſtens be-
waffneten Schmuggler dringend geboten war. Zu dieſen
Aufgaben konnte daher nur auf ſolche Leute zurückgegriffen
werden, welche als Soldaten im Felde gef hatten
Auch ſonſt wirkte das Landespolizeiamt auf die Heranziehung
der Gewertſchaſter durch die Poligeibehörden hin. Dies ließ
ſich zwar nicht überall erreichen, wurde aber in vielen Orten
durchgeführt. So werden z. B. bei der Wucherabteilung der
Groß- Berliner Polizeiverwaltung zurzeit etwa 40 Gewerk-
ſchafter beſchäftigt.

Die Verwendung der Gewerkſchafter in der Wucherbe-
eng hat naturgemäß ſtarke Anfeindungen erfahren
Nach den Erfahrungen der nunmehr faſt zwei Jahre können
dieſe jedoch durchweg als unbegründet bezeichnet werden
Die Gewerkſchafter haben aus ihren früheren Berufen reiche
Kenntniſſe des praktiſchen Lebens und Erfahrung in der Be-
urteilung der Menſchen und ihrer Beweggründe mitgebracht.
welche ſie wohl befähigten, auch nach kurzer Ausbildung er-
folgreiche Arbeit im Polizeidienſt zu leiſten. Vor allem aber
waren ſie durch ihre gewerkſchaftliche Schulung von der Wich
tigkeit der Beobachtung der von der Reichsregierung erlaſſe-
nen gemeinwirtſchaftlichen Vorſchriften auch innerlich dur
drungen, für deren Durchführung ſie ſich mit ſtarker Hingabe
und unter Zurückſetzung perſönlicher Angelegenheiten ein-
ſetzten. Daß nicht alle Gewerkſchafter in der Lage waren,
den ſeit Jahren geſchulten Kriminalbeamten zu erſetzen, iſt
in der Natur der Dinge begründet. Das erſcheint aber um
ſo weniger auffällig, als die Zahl gewiegter und hervor
ragend befähigter Kriminalbeamten ſchon von jeher eine ge
ringe geweſen iſt.

Nach Erledigung eines kurzen Ausbildungsganges wur-
den die Gewerkſchafter im Anfang älteren ehren
Kriminalbeamten zur Hilfeleiſtung zugeteilt und erſt päter,
je nach ihrer Befähigung, zu ſelbſtändigen Arbeiten herange-
zogen. Aus ihrer Verwendung ſei hier beſonders e
die Ueberwachung von Bahnhöfen auf gewerbsmähßige
Schleichhändler, die Kontrolle von Ladengeſchäften und
Wochenmärkten auf Einhaltung von Höchſt- und Richtpreiſen
und Beachtung der Vorſchriften über Preisaushang, die
Nachprüfung von Bäckern auf die Beobachtung der Backvor
ſchriften und die Beobachtung ver Gaſt- und Schankwirt-
ſchaften auf die Einhaltung der Wirtſchaftsſchlußſtunde. Be-
ſondere Streifen überwachen zeitweiſe die Lieferung der
Kohlen in die einzelnen Betriebe und Haushaltungen vom
Bahnhof und Lagerplatz bis zur Verbrauchsſtelle. So konn-
ten in einigen Villen in Dahlem hintenherum bezogene
Mengen von Kohlen bis zu 800 Zentner beſchlagnahmt und
der Allgemeinheit wieder zugeführt werden. Beſonders
tätigen Anteil nahmen die Gewerkſchafter an der Verfolgung
der Getreideſchiebungen auf großen Gütern. Von ſonſtigen
Unternehmungen ſei hier die von Gewerkſchaftern durchge-
ührte planmäßige Nachſchau in den Schank- und Gaſtwirt-chaften der groß

ſchaftsſchlußſtunde, erwähnt.
Um ein zahlenmäßigès Bild von der umfangreichen, von

Erfolgen gekrönten Tätigkeit der Gewerkſchaften zu geben.

eren Oſtſeebäder auf Einhaltung der ge-
mein wirtſchaftlichen Béſtimmungen, insbeſondere der Wirt-

ſeien hier die Mengen wiedergegeben, die eine kleine Kolonne
Gewerkſchafter au
lichen Vororten GroßBerlins beſchlagnahmt.

36 Zentner Wurſt, 27 Zentner Kaffee, 13 Zentner Schmalz
29 Zentner Mehl, 166 Zentner Getreide, 22 Zentner Butter

ucker 26 Zentner, Zigaretten 45 000 Stück, Spiritu
000 Liter, Gemüſekonſerven 95 Kiſten, 206 Zentner Ku

300 Zentner Kohlen, 1 Zentner Sacharin, Militärm
90 Stür awei vollſtändige Geheimeinrichtungen

Es waren
mehreren r in den ſüdweſt

dies 377 Stück lebendes Vieh, etwa 180 Zentner Fleiſch e
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Spirktuehrenſter. Vei Ver Rheinkontrolle be iggredmien

er a vonBei e Tätigkeit hatten die Gewerkſchafter mehrfach
Helegenheit, bei einer Verfolgung gemeiner Straftaten mit
zuwirken. Bei der Verfolgung eines leichhändlers ge
lang es ihnen, einen gewerbsmäßigen Einbrecher dingfeſt zu
mnachen, welcher ſich mit mehreren Tatgefährten zur Vor
nahme planmäßiger Einbrüche und Viehdiebſtähle in Bauern
wirtſchaften zuſammengetan hatte. Bei einem anderen
Streifzuge gelang den Gewerkſchaftern die Feſtnahme von
drei Leuten, welche der Reichspoſt gewerbsmäßig Kupfer-drahtleitungen geſtohlen hatten. Ueber zwei Fenhner dieſes
vertvollen Stoffe konnten beſchlagnahmt werden.

Der weitere Abbau der Zwangsbewirtſchaftung ſtellt die
Wucherbekämpfung vor immer neue ſchwierige Aufgaben.
Jn ihr werden die Gewerkſchafter noch reiche Arbeit zu
eiſten haben.

Der Fall Keſſel.
Herr von Keſſel und ſein Verteidiger, der berühmte

„Orgeſch“-Gutachter Dr. Max Alsberg, haben die Beſchei-
denheit offenbar ſchöpflöffelweiſe zu ſich genommen. Statt
daß der famoſe Hauptmann froh iſt, dank militäriſcher At-
teſte, bisher um die Meineidsanklage herumgekommen zu
ſein, läßt er ſeinen Rechtsanwalt gegen die Staatsregie-
rung toben, weil er glaubt, daß die preußiſche Regierung
durch die „Freiheit“ eingeſchüchtert, den Staatsanwalt an
gewieſen habe, gegen den Beſchluß der Strafkammer, der das
Verfahren gegen Keſſel einſtellt, Beſchwerde zu erheben. Zu
dieſem Zweck erfindet der Anwalt des Rechts die Beha
tung, daß ein Miniſterrat ſich mit der Sache befaßt habe
und ſpricht von einem verbrieſten Recht Keſſels darauf,
wegen ſeines Meineids nicht zur Verantwortung gezogen zu
werden. Der Anwalt ſtützt ſich dabei auf eine Jnſtruktion
des Juſtizminiſters an die Staatsanwälte, ſie ſollten im all-
gemeinen von ſolchen Beſchwerden abſehen. Dieſe Jnſtruk
tion iſt aber offenbar ein Beweis dafür, daß es ſich hier
nicht um ein verbrieftes Recht eines Verbrechers auf Straf-
freiheit handelt, lediglich die Wahrſcheinlichkeit, daß eine
ſolche Beſchwerde im allgemeinen wirktungslos ſein wird, hat
vermutlich den Juſtizminifter beſtimmt, eine ſolche Jnſtruk-
tion zu erteilen. Durch Erlaß Strafgeſeizbuch und Straf-
prozeßordnung ändern, dazu iſt ein republikaniſcher Juſtiz-
miniſter nicht imſtande das können nur kappiſtiſche Miniſter
„der Tat und Freiheit“. Wenn der Staatsanwalt trotz die-
ſer Jnſtruktion des Miniſters und trotz der ſchlechten Aus
ſichten, daß deutſche Gerichte regaktionären Verbrechern an
den Kragen gehen, es für nötig gehalten hat, den Einſtel-
lungsbeſchluß gegen Keſſel einer Nachprüfung unterziehen zu
laſſen, ſo iſt er deswegen nur zu rühmen. Herr von Keſſel
hat nur ein verbrieftes Recht: wegen ſeines ſeltſamen Eides
ſchleunigſt abgeurteilt zu werden, damit die Welt weiß, ob
ſie in ihm einen Meineidigen zu ſehen hat, oder jemanden,
der aus Verſehen unterm Eid falſches ausſagt. Denn, daß
der Jnhalt ſeiner eidlichen Ausſagen unwahr geweſen iſt,
ſteht ſeit dem Prozeß Marloh feſt, und keine Schriftſätze
ſeines Verteidigers werden daran etwos ändern.

Der geſchütte Wilhelm.

Die Freirechtſchule hat längſt nachgewieſen, daß unſere
heutige Juſtiz auf einer bewußten oder unbewußten Jrre-
führung beruht. Jn den Urteilen wird der Anſchein er-
weckt, als ob das Gericht durch die Aneinanderreihung der
rufgeführten Gründe zu dem am Ende ſtehenden Urteil ge-
angt iſt. Jn Wirklichkeit iſt es umgekehrt. Das Urteil iſt
meiſt im Kopfe des Juriſten zuerſt fertig, und erſt hinterher
ſucht er ſich die Gründe zuſammen, mit denen es eventuell
geſtützt werden kann. Und nun beſteht die Technik jedes
halbwegs geſchulten heutigen Begriffsjuriſten darin, daß er
a beweiſen kann, was er ſich einmal in den Kopf geſetzt

Vor vielen Jahren ſollte ein ſozialdemokratiſcher Redak-
teur einmal beſtraft werden wegen eines Artikels, der ſich
gegen einen gewerbsmäßigen Streikbrecheragenten richtete.
Da aber der Artikel gar keine Handhabe bot, ſo verfiel
ſchließlich das Gericht darauf, den Redakteur wegen Ver-
letzung des Urheberrechts zu verurteilen. Jn dem Artikel
waren nämlich auch die Anſtellungsbedingungen wörtlich

n m h h wasn ſ cr

zu denen der
inder anwarb. i
ein urheberrechtlich chütztes r
reagierten ſie in der ſſung des Gerichts als
deutſcher Klaſſik noch vor „Fauſt“ und „Wallenſtein“.

aſt den gleichen Schuß wie ein Streikbrecherhäuptling
Wrießt auch der ehemalige Häuptling ganz Deutſchländs.Landgericht Berlin hal die einſtweilige Verfügung gegen

den Cottaſchen Verlag durch Urteil beſtätigt, wonach
dem Verlag unterſagt iſt, den dritten Band der „Bismarck
ſchen Gedanken und Erinnerungen“ herauszubringen, weil
in dieſem Bande Briefe Wilhelms an Bismarck eingeflochten

die Wilhelm vor 33 Jahren geſchrieben hat, an denen
ilhelm aber ein Urheberrecht beanſprucht. Das Gericht

hat Wilhelm dieſes Urheberrecht zuerkannt und die Heraus-
gabe des dritten Bandes verboten.

Es fällt einem ſchwer, dieſes Urteil juriſtiſch ernſt zu
nehmen. Wird es von den W Jnſtanzen beſtätigt,
ſchweben aller hiſtoriſchen Werke, die ſich auch mit der

ragent ſeine Si

Monarchie befaſſen, in der Gefahr, eingeſtampft oder ver-
boten zu werden. Jeder hiſtoriſche Schriftſteller iſt genötigt,
zum Beweiſe ſeiner Behauptungen Briefe, Proklamationen,
Dokumente aller Art anzuführen. Wenn jetzt die Verfaſſer
ſolcher Schriftſtücke ſich nach Wilhelms Vorbild auf ihr Ur-
heberrecht berufen, ſo wird damit jede Geſchichtsſchreibung
der neueren Zeit lahmgelegt. Da das Urheberrecht erſt
30 Jahre nach dem Tode des Urhebers erliſcht, ſo wären
beſtenfalls im Jahre 2000 hiſtoriſche Werke möglich, die ſich
ernſthaft und quellenmäßig mit den Vorgängen des Welt
krieges oder der Revolution befaſſen. Dieſe juriſtiſche
Ueberſpitzung des Urheberbegriffs et r Vernunft und ſedem geſunden Menſchenverſtand. n kann
ſie nur erklären, wenn man annimmt, daß im Unterbewußt-
ſein des Gerichts der Wunſch den Verſtand dirigierte,
Wilhelm den Hohenzollern davor zu ſchützen, daß das ver-
nichtende Urteil Bismarcks über ſeine Perſon bekannt werde.

Erzberger meldet ſich.
Dem Organ der Chriſtlichſozialen Partei, „Das Neue

Volk“, ſchreibt Erzberger:
„Soeben leſe ich die Notiz in ihrem Blatte über meinen

kürzlichen Aufenthalt in München uſw. Alle dieſe Behaup-
tungen find ein frecher Schwindel; ſeit mehr als ſechs
Monaten war ich nicht in München. Das Miniſterium Kahr
verſuche ich nicht zu ſtürzen; ſeine JIluſionspolitik in der
rn ſtürzt es ſelber, reißt wahrſcheinlich auch
das ganze deutſche Volk in ſchwerſtes Unglück. Wieviele
diplomatiſche Niederlagen hat ſich unſere Regie
rung ſchon in dieſer Frage geholt und wird ſich noch holen,
bis ſie nachgibt oder das Ruhrgebiet verliert. Nach der
Rückkehr in den Reichsdienſt ſehne ich mich nicht, da ich kein
Eſel bin. Jetzt haben andere Männer wirklich Gelegen
heit, zu zeigen, daß ſie es beſſermachen können, ich habe nichts
davon bemerkt, wohl aber Verſchlimmerung mangels Ent-
ſchlußkraft und eines beſtimmten Programms.“

v

Dieſes Urteil Erzbergers erweiſt, daß er mehr „Grütze“
im Kopf hat als alle ſeine deutſchnationalen Gegner zu-
ſammengenommen. Ein jeder Vernünſtige wird das zugeben
müſſen, nur Helfferich und der bayriſche Miniſterpräſident
v. Kahr nicht.

Untertänigſter Proteſt.

Die allerhöchſten Herrſcher in Rußland über die kommu-
niſtiſchen Arbeiter der Welt haben geruht, die K. A. P. D.
in Deutſchland als „ſympathiſierende Partei“ in die dritte
Internationale aufzunehmen, natürlich ohne vorher der
„ſtarken“ vereinigten Kommuniſtiſchen Partei unter Levi und
Däumig Nachricht zukommen zu laſſen, geſchweige denn ihren
vorherigen Rat einzuholen. Die Vertreter dieſer „mächtigen“
Partei erheben nun in ihrer Preſſe einen
ſten Proteſt gegen dieſes Verfahren. Es iſt einfach rührend,
wenn man im „Volksblatt“ die Erklärung Lepis leſen kann,
daß das fromme Wort „Herrſchicke, was du willſt,
was Liebes oder Leides, ich bin vergnügt,da beides aus deinen Händen quillt“ diesmal
nicht zur Anwendung kommen darf. Damit man aber einen
noch beſſeren Einblick in ihre kindliche Auffaſſungsweiſe tun
kann, erklärt Levi weiter: „Das Exekutivkomitee der kom

Srretkvreche ebdenmonats tdieſen Bedingungen erblickte das Gericht
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nunmehr verloren gegangen iſt.“ Das klingt

ſmer r die nach er terungenm früheren kaiſerlichen tſchen ichsta ewurde, daß dieſer bei Jnterpellatio beſchüeßen dürfe, er

ſei mit der Antwort des wer ers einperſtanden oder
chtige“ Partei, die kom-nicht. Ja, ja! Es iſt eine m ä

muniſtiſche.
en ſie in ihrer Not noch einen ande
ten auch eine Art ſchriftlichen Pro

Aber außerdem
ren Schritt. Sie ver
teſt nach Moskau zu ſenden. Aber aus dieſem Proteſt
ſchreiben iſt ein flehentliches Bitten um Rat geworden. Sie
wiſſen nun nicht, wie ſie ſich zur K. A. P. D. verhalten ſollen.
Sie befinden ſich in einer außerordentlich wigrige und
delikaten Lage“. Aengſtlich fragt das Schreiben bei Moskau
deswegen an:

„Wir überreichen in der Anlage die letzten Preſſe-
erzeug niſſe der K. a D. und fragen: a wir aufS S borate in der ichen Splech antworten oder
n

Das Exekutivkomitee wird nachher gebeten, x zunächſt
einmal über eine Regelung der Sprache“ der
K. A. P. D. zu äußern. Denn:

„Ohne Jnformation, wie wir ſind, vermögen
wir noch nicht einmal irgendetwas zu der Auſnahme der
K. A. P. D. in die kommuniſtiſche Jnternationale zu ſagen.“

Das offene Zugeſtändnis, daß ohne Jnformation ſeitens
Moskaus die deutſche K. P. D. nicht imſtande iſt, zu wichtigen
Fragen J Stellung zu nehmen, beleuchtet blitzartig
die gerade gen Verfaſſung, in der ſich die „ſtarke“ ver
einigte Kommuniſtiſche Partei befindet.

Roeren.
Die Geſtalt des zu Weihnachten verſtorbenen ehemaligen

Zentrumsabgeordneten Hermann Roeren hat ſich dem deut
ſchen Volke unverlöſchlich als der Typ des muckeriſchen Sitt-
lichkeitsapoſtels eingeprägt. Jn dem Kampf, den Roeren
während ſeiner mehr als zwanzigjährigen parlamentariſchen
Tätigkeit gegen „den Schmutz in Wort und Bild“ führte, war
ſicher ein berechtigter und 9 Kern. Aber dieſer katho
liſch orthodoxe Fanatiker beſaß einen viel zu engen Horizont,
um zwiſchen unzüchtigem Schmutz, der niedriger Geſinnung
entſpringt, und höchſtem künſtleriſchen Schaffen auf dem Ge-
biet des erotiſchen unterſcheiden zu können. Roeren haßte
mit gleicher Jnbrunſt die photographiſche Ferkelei, die irgend-
ein geriſſener Kapitaliſt, vertrieb, wie das Streben der
modernen Kunſt nach neuen Sittlichkeitsbegriffen. Was der
ihm von Kindesbeinen eingeimpften Morallehre der katho-
liſchen Kirche widerſprach, galt ihm als zu ich und mußte
verboten werden, ob es ſich nun auf künſtleriſchem Gebiet
äußerte oder auf dem Gehiet der r a orſchung.
Am heftigſten tohte der Kampf gegen die Dunkelmänner
Roerenſchen Schlages, als im Rei um die berüchtigte
„lex Heinze“ geſtritten wurde. Der Fall des Sittlichkeits
verbrechers Heinze ſollte zum Anlaß genommen werden, um
eine Reihe neuer Strafbeſtimmungen gegen die Unſittlichkeit
zu ſchaffen, die ſich aber in Wirklichkeit zum großen Teileegen die Freiheit der Kunſt und Wiſſenſchaft richteten. So

a

ollte z. B. beſtraft werden, „wer ohne zu ſein,
durch rt oder Bild gröblich das Schamgefü Jfcrebt

en auDamit war jedes nicht an dchtige künſtleriſche
dem Gebiet der Erotik gefährdet.

Roeren ſchwamm damals in ſeinem Element. Er ſuchte
den Reichstag für „lex Heinze“ zu gewinnen, indem er ihmeine Sammlung pornograpgüſcher Bilder vorlegte. Aber an

dem ſtürmiſchen Widerſpruch aller künſtleriſchen und Aſrigen
Kreiſe, namentlich aber durch das energiſche Verhalten der
Sozialdemokratie ſcheiterte damals die „lex Heinze“ in ihren
wichtigſten Teilen.

Roeren ſelber taugte freilich immer wieder mit neuen
Sittlichkeitsanträgen auf. Aber ſchließlich iſt er ſelber an
ſeinem orthodoxen Fanatismus geſcheitert. Er wollte das
Zentrum zu einer konfeſſionell katholiſchen Partei machen.
Oder richtig geſagt, er wollte offen ausgeſprochen wiſſen, daß
das Zentrum eine ſolche konfeſſionelle Partei iſt. Auf der
Kölner Oſterdienstags- Konferenz ſammelte er das Fähnlein
leichgeſinnter Fanatiker. Doch die Maſſe der Partei weigerteſich die Pfade Roerens zu betreten. Da Roeren ſelber aber

trotz verſchiedener Vermittlungsverſuche nicht von ſeinem
[—„ug„gg

Der Prinzipſenreiter.
Eine Geſchichte aus dem Jahre 1848.

Von Wilhelm Blos.
(39. Fortſetzung.) Nachdruck verboten.
„Eines Tages ſaß Lolo ſinnend auf einer Bank in dem

kleinen Gehölz, das ſich vor der Stadt hinzieht da ſtan
den plötzlich zwei Fräulein vor ihr, die von einem ſich
etwas fernab haltenden Lakaien begleitet waren. Es waren

ein Fräulein von Kuhhorn, die Tochter des früheren Mi-
niſters, und ein Fräulein von Landſchaden, die Tochter des
Oberſtallmeiſters. Sie ſtellten ſich hämiſch lächelnd vor Lolo
auf und Fräulein von Kuhhorn betrachtete ſie durch eine
Lorgnette.

„Was wollen Sie?“ fragte Lolo, gereizt aufſpringend.
Fräulein von Kuhhorn ſah ihren Bedienten herbeieilen

and ſich auf deſſen robuſte Fäuſte verlaſſend, ſagte ſie:
„Wir wollen ſehen, wie eine Dirne ausſieht.“
„Sultan!“ ſchrie Lolo und die mächtige Dogge, die ſich

unbemerkt im Gebüſch herumkrieb, kam in weiten Sprüngen
herbei.

„Faß' die Ariſtokraten!“ gebot Lolo. Der Lakai riß hilfe-
ſchreiend aus, die Damen verſuchten ihm zu folgen, aber die
Dogge faßte zuerſt Fräulein Kuhhorn und riß ihr die Ober-
und Unterkleider ab, ſo daß die blaublütige Dame ungefähr
in der Art entblößt daſtand, wie man im Mittelalter Frauen,
die ſich gegen die Sittengeſetze vergingen, mit „gekürzten
Röcken“ durch die Stadt zu treiben pflegte. Auch das Klei-
dungsſtück, das dem Leib am nächſten iſt, hatten die ſcharfen
Zähne des Hundes zerriſſen, doch ohne daß die Dame auch
nur die geringſte Verletzung dabei erlitt. Sie ſtieß ein
ſchreckliches Jammergeſchrei aus, während ſich die Dogge auf
das Fräulein von Landſchaden ſtürzte und dieſe in gleicher
Weiſe zurichtete. Von dem Hohngelächter Lolos verfolgt,
rannten die beiden Damen wie ſinnlos der Stadt zu, wo ſich
alsbald die Straßenjugend an ihre Ferſen heftete und ſie mit
ungeheurem Halloh verfolgte. Ein unabſehbarer Straßen

auflauf entſtand, und die hochadeligen Fräulein mußten ein
mal erfahren, wie verhaßt ſie beim Volke waren, denn nie-
mand zeigte Mitleid mit ihnen. Alles johlte, höhnte, pfiff
und grölte hinter ihnen her. Halbtot vor Angſt und Be
ſchämung langten die beiden Fräulein endlich im Hauſe des

Herrn von Landſchaden an und entzogen ihre Blöße den
Blicken ihrer Verfolger.

Die Bürger gönnten dem Adel den Schabernack, den
ihm Lolo geſpielt. Jn der Stadt herrſchte große Heiterkeit
ob des Vorfalls, denn in politiſch erregten Zeiten pflegt
man gegen Damen weniger zartfühlend zu ſein als ſonſt.
Thiel brachte in ſeinem Blatt ein luſtiges Gedicht, das den
Vorfall ſchilderte, und jedermann, außer dem Adel, amü-
ſierte ſich daran: Lolo gewann ſogar etwas Popularität durch
dieſe Affäre.

Der Fürſt war anfangs ungehalten, denn ihm ging die
Sache zu weit, ſo ſehr er auch mit den Adelsfamilien ver
feindet war.

„Tolle Streiche!“ ſprach er. „Wenn nun Dogge Fräulein
gebiſſen

„Das iſt's ja gerade,“ ſprach Lolo. „Statt mich zu tadeln,
ſollten Durchlaucht die Kunſt anerkennen, mit der ich meinen
Sultan dreſſiert habe. Hab's ihm beſonders eingepaufkt, wie
man die Kleider abreißt, ohne zu beißen!“

Da mußte Erich auch lachen.
„Abſonderliches Frauenzimmer!“ ſprach er. „Auf was wird

Sie noch verfallen!“

Viertes Kapitel.
Diktatur Thiel.

Die Weltgeſchichte geht ihren einmal gewieſenen Weg undräßzt ſich dabei von geiſtreichen Tänzerinnen ſo wenig auf-

halten, wie von großen Staatsmännern. Auch Lolos Witz
reichte nicht aus, die verſchwundene Herrlichkeit von Erichs
des Neunundneunzigſten Selbſtherrſchertum in neuer Form
wiederherzuſtellen. Als es in Frankfurt zur Wahl eines
Reichsverweſers kam, da wählte die Verſammlung in der
Paulskirche nicht Erich, ſondern den Erzherzog Johann von
Oeſterreich.

Das war ein ſchwerer Schlag für Erich; der Kaiſertraum
ſchwand dahin.

Er grollte mit ſich und mit dem Schickſal; auch mit
Lolo wollte er grollen, als ſie trällernd zu ihm in ſein Kabi-
nett gehüpft kam.

„Der lederne Johann gewählt!“
hervor.

ſtieß er grimmig

hand

„Soooo!“ brummte er, „gleich von Anfang nicht an meinen
Stern geglaubt!“

„Ach was, Stern!“ meinte Lolo. „Als ich von Johanns
Bewerbung hörte, dachte ich gleich, daß ſie gefährlich ſei.“

„Jmmer mein Prinzip geweſen, mein Volk glücklich zu
machen!“

Sie ſah ihn mit einem unbeſchreiblichen Blick an.
„Daher der Name Prinzipienreiter!“ lachte ſie. „Gewiß

fallen Sie noch einmal unſanft von dieſem Gaul herunter.“
„Johann etwa volksbeliebter als ich?“ fragte er zweifelnd
„Allerdings!“
Der Fürſt runzelte die Stirn.
„Er hat eine Bürgerliche geheiratet, und dieſe große Ta

hat ihn bei dem deutſchen Bürgertum beliebt gemacht.“
m!“„Hm!

„Hätten Sie das auch getan?“
„Unſinn! Unſinn!“
„Anna Plochl, die r von Auſſee, wußt:

eben auch den Augenblick zu erfaſſen. Als Erzherzog Johann
zu Auſſee ankam und des Nachts durchaus weiter fahren
wollte, warf ſich Fräulein Anna in Poſtillonsuniform und
fuhr den Erzherzog. Sie gefiel ihm in dem gelben Poſtillons-
frack und den weißen Lederhoſen ſo gut, daß er fie zu ſeiner
Frau machte.“

„Na und!“
„Na das hätte ich auch ſo gut machen können!“
„Aber die Fürſtin weniger gut dargeſtellt!“ brummte Erich.
„Wer weiß!“ ſagte nun Lolo gereizt und ging.
Der Tag fing nicht gut an.
Lolo kam nach und nach in die übelſte Laune; die barſche

Abweiſung durch den Fürſten hatte ſie gereizt. Sie wußte
wohl, daß ſie nichts anderes als feine Maitreſſe ſein konnte,
namentlich da ſie zugleich die Freundin ihrer Freunde war;
allein ſie mochte nicht gerne daran erinnert ſein. Und
der Fürſt hatte in ſo wegwerfendem Tone geſprochen, er, der
ſie früher ſein Juwel nannte. Lolo war nicht empfindlich
und konnte die derbſten Späße vertragen, allein das Be-
nehmen des Fürſten ſchien ihr anzudeuten, daß die Sonne
ſeiner Gunſt den Zenith überſchritten habe.

Von ihrer großen Dogge gefolgt, rannte ſie in dem
roßen menſchenleeren Park einher, um ſich zu zerſtreuen.
llein es gelang ihr nicht. Ha, wenn ſie nur jemand hätte,

en dachte ich mir das,“ ſagte ſie, eifrig den Fächer l
end.

an dem ſie ihren Zorn auslaſſen könnte!
(ortſehung ſolgt.)



tionären bayriſchen Regierung und der

war, dem Zentrum den Stempel derVartei aufzudrücken, ſo mußte er

1 Ma als Reichstags und u rneter niederlegen. Er iſt ſeitdem ein ſtiller Mann geb teben.
dem Bilde dieſes uckers paßt es jedoch nicht, daß er
W alle politiſchen Schliche und Winkelzüge glänzend

ger
Das haben wir davon.

Das perantwortungs und würdeloſe Treiben der reak
uviniſtiſchen ges

parteien in der Frage der Auflöſung der Einwohnerwehren
und Selbſtſchutzorganiſationen, hat jetzt unerwartete Folgen
zezeitigt. Die Entente verlangt jetzt plötzlich die Entwaff-
gung der Sicherheitspolizei. Das Bemerkenswerte dabei iſt,
daß die Regierung mit dieſer Note, die die neuen Forde-
rungen aufſtellt, eine Art Verſteckſpiel betreibt. Zu fordern
iſt, daß die Veröffentlichung derſelben erfolgt, ehe die Regie
rung zur Beantwortung derſelben ſchreitet. Der „Vorwäris“
verlangt auch für den Auswärtigen Ausſchuß des Reichs
ſages das Recht, ſich erſt dazu äußern zu dürfen.

Die Kaiſerkrönung in Verſoilles.
Berlin, 28. Dezember. Zur Frage der Feier des 18. Ja

auar 1921 hat ſich die Reichsregierung dahin schlüſſig ge-
macht, von der Beſtimmung dieſes Tages als eines ſtaatli
anerkannten Feiertages im Wege der Geſetzgebung abzu-
ſehen. Sie erachtet es aber als wünſchenswert, daß an die-
ſem B in den Schulen der Einigung der deutſchen Stämme
durch die Gründung des Reiches und ſeines nunmehr fünfzig-
ährigen Veſtandes in angemeſſener Weiſe gedacht werde.
n einem Rundſchreiben an die Landesregierungen ſpricht

der Reiche miniſter des Jnnern die Bitte aus, in dieſer Rich-
tung alsbald das Weitere veranlaſſen zu wollen.

Wir müſſen im Anſchluß an dieſe Meldung die Forde-
cung erheben, daß von einer Feier dieſes Tages überhaupt
d wird. Er bietet nur wie kein anderer den rechts
ſtehenden Parteien Gelegenheit, dem armen geplagten Volke
neue außenpolitiſche Schwierigkeiten zu bereiten. Denn nicht
die Einigung Deutſchlands, ſondern die „herrliche“ Hohen-
zollern Monarchie wird dabei über den Schellendaus gelobt
werden.

100 000 Zentner Butter verdorben,
Durch die Preſſe ging vor einigen Tagen die Rachricht, in

Leipzig wären 100 000 Zentner Auslandsbutter im Werte von 35
ris 36 Mark das Pfund durch nicht fachgemäße Einlagerung ver-
dorben. Von agraxiſcher Seite wurde dieſe Nachricht benutzt, um
gegen die noch beſtehende Zwangsbewirtſchaftung der Butter
Sturm zu laufen. Die Kühltranſit- Aktiengeſellſchaft
in Leipzig, in deren Kühlhäuſern die Butter eingelagert war, teilt
dazu mit: „Die Reichsfettſtelle hat im Sommer d. Js. in Hol-
land große Mengen Butter gekauft, und mußte bei dieſer Ge
legenheit von den Holländern etwa 2000 Zentner minderwextige
Laugerware mit abnehmen, da ſonſt die Holländer die gute Butter
richt abgeben wollten. Die Holländer haben jedoch die etwas
minderwertige Butter erheblich billiger berechnet wie die friſche
Butter, ſo daß aus dieſem Kaufe für die Reichsfettſtelle keinerlei
Schaden entſteht. Dieſe Butter hat nicht etwa, wie in dem Be
richt ſteht, einen handhohen Belag von Schimmel, ſondern es
haben einzelne Fäſſer Stockflecken, die höchſtens einige Zentimeter
tief ſind. Bei dieſen Fäſſern wird die oberſte Schicht abgenommen
und beſonders verwertet. Die Koſten dieſes Umarbeitens be
tragen nicht 4 Mark für das Pfund, ſondern 20 bis 25 Pfennige
pro Pfund, und werden reichlich dadurch ausgeglichen, daß die
Butter wegen ihres minderwertigen Zuſtandes erheblich billiger
ängekauft wurde.“

Der Wahnſinn des Terrorismus

Von L. Martow.
Jn Moskauer Zeitungen vom 30. November iſt eine

Sekanntmachung der Sowjetregierung erſchienen, die jeden
mit Angſt und Entſetzen erſüllen müß, der mit den ruſſi
ſchen Verhältniſſen vertraut iſt. Jn dieſer Bekanntmachungerklärt die Sowjetregierung, das die ruſſiſche Konterrevolu-

Uon, die in den Perſonen der Wrangel, Balachowitſch und
Petljura erledigt wurde, ſich nun entſchloſſen habe, in ihrem
Kampf gegen die Sowjetregierung zu terroriſtiſchen An
ſchlägen zu greifen. Die Erklärung ſagt weiter, daß zufolgeden Berichten „der betreffenden Organe der Sowjetregie-

rung“ (d. h. der S Polizei), ſich die verſchiedenen
weißgardiſtiſchen Organiſationen, nämlich die Savinkofſ-
Gruppe, die TſchernoffGruppe, die Gruppe des „Rationalen
und taktiſchen Zentrums“, wie auch einige Gruppen von
Wrangeloffizieren, z en hätten, um eine
Reihe terroriſtiſcher Anſchläge gegen Vertreter der Regie-
rung auszuführen. Die Ententeregierungen hätten den
S e Mördern weitgehende Kredite er-
öffne

Das alles ſoll die geheime kommuniſtiſche Polizei feſt-geſtellt haben. Nun i erelas zu wiederholten Malen
durch unanfechtbare Talſachen nachgewieſen worden, daß die
Leninſche Geheimpolizei aus genau ſo verlogenen, ſchmutzigen
Lumpen beſteht, wie jede andere politiſche Geheimpolizei
in irgendeinem bürgerlichen Staate, daß dieſe Leute ſich
nicht ſcheuen, mit Fälſchungen und Provokation zu arbeiten,
und daß ihre Berichte an die Regierung anläßlich der von
ihnen aufgedeckten „Verſchwörung“ von rechts oder links von
Entſtellungen und Lügen wimmelten.

Auch diesmal iſt es nicht anders, denn die vorliegende
Bekanntmachung enthält ganz unglaubhafte Behauptungen,die jeder ruſſiſche Politiker gſort als erlogen erkennen wird.

Eins „Gruppe Tſchernoff“ ſoll mit Wrangel, Savinkoff und
anderen Organiſationen zum Zwecke terroriſtiſcher Atten-
tate konſpirieren! Es gibt in Rußland keine „Gruppe Tſcher
noff“, es gibt die Partei der Sozialiſten. Revpolutionäre,
deren anerkannier Führer und Theoretiker Tſchernoff iſt.
Daß dieſe Partei in der Perſon ihrer offiziellen Vertreter
in eine Verbindung zwecks gemeinſamer terroriſtiſcher Aktion
nit Wrangel und ähnlichen weißgardiſtiſchen Gruppen ein
treten könnte, iſt eine Annahme, die auch vielen Bolſchewiſten
als eine De ungeheure Mißgeburt der Polizeiphantaſie er
ſcheinen mu

Aber der Zweck dieſer „Feſtſtelung“ geht klar aus der
Warnung ervor, die die Sowjetregierung an alle ihre
Feinde richtet:

„Die Sowjetregierung betrachtet alle dieſe Gruppen als
durch kollektive Verantwortlichkeit auf dem Boden des ge
meinſamen blutigen Kampfes gegen die Arbeiter- und
Bauernregierung e und erklärt, daß ſie ſämtliche
in ihren Händen befindliche Mitglieder der Gruppe Savin-
koff, der Sozialiſten Revolutionäre/ aus der Tſchernoff-
gruppe, der Weißgardiſten vom „Nationalen und taktiſchen
Zentrum“, ſowie die Wrangel Offiziere als Geiſeln behan-deln werde. Jm Fall eines Attentats auf die ger
Sowjet Rußlands werden die verantwortlichen Geſinnungs-
genoſſen der Organiſationen des Attentats ſchonungslos ver
nichtet werden.

Wem der Text ſelbſt nicht klar W ſpräche, der ſoll
ſich die blutige Erfahrung in Erinnerung bringen, die Sow-
jet- Rußland ſchon einmal gemacht hat. Jm September 1918
nach der Ermordung des Leiters der Petersburger Polizei,
Uritzky, und nach dem Attentat auf Lenin hat die Sowjet
regierung ſämtliche in den Gefängniſſen befindlichen Anti-
bolſchewiſten als Geiſeln für den Fall weiterer Attentate
erklärt; aber zu gleicher Zeit wurden die lokalen Behörden
angewieſen, als Antwort auf die bereits erfolgten terro-
riſtiſchen Anſchläge in jedem Ort eine Anzahl dieſer Gegner
niederzuſchießen. Bis jetzt iſt die genaue Zahl der damals
ermordeten Männer und Frauen unbekannt. Nachdem die
erſten Liſten der Hingerichteten veröffentlicht wurden, hat
die allgemeine Entrüſtung der Bevölkerung die Regierung
veranlaßt, die weiteren Maſſenſchlächtereien geheim zu halten.
Aus den veröffentlichten Liſten iſt aber zu erſehen, daß in
Petersburg 512 Perſonen erſchoſſen wurden, in Penſa 152,
in Niſchni-Kowgorod 41, in Smolensk 30, in Moskau 29, in
Moſchajek 6, in Morſchansk 4, in Niſchni Lomow 7, in
Schemlar 7. Den letzten Nachklang dieſes Wahnſinnsſturms
bildete die im Februar 1919 erfolgte Erklärung der Außer-
ordentlichen Kommiſſion in Petrozawodlk (Rordrußland),
daß ſie, um Roſa Luxemburgs und Karl Liebknechts Tod zu
rächen, 14 Geiſeln aus der Bourgeoiſie hingerichtet habe.

Gleich nach den erwähnten Attentaten auf Lenin u. a.
hat die Partei der Sozialiſten-Revolutionäre offiziell er-
klärt, daß ſie mit ihnen nichts gemein habe. Das ver-
hinderte nicht, daß man überall gerade die gefangenen Mit-
glieder der Partei wie Hunde erſchoß. Einmal entfeſſelt,
machte der terroriſtiſche Wahnſinn nicht zu große Unterſchiede
zwiſchen den einzelnen Kategorien der politiſchen Gegner:
in Petersburg erſchoß man den Metallarbeiter Krakowsky,
der der ruſſiſchen Sozialdemokratiſchen Partei angehörte, in
Rybinsk drei Mitglieder derſelben Partei, die Leiter
der lokalen Gewerkſchaften (Romin, Sokolow, Levin), in
Niſchni-Nowgorod den Sekretär unſeres Partei-Komitees,
den Genoſſen Ridnik.

Die große Mehrzahl der Hingerichteten g. jedoch
aus Bürgerlichen, und zwar aus ſolchen, die ſich politiſch
gar nicht betätigten, und die nicht wegen eines beſtimmten
Verbrechens, ſondern bloß als „Verdächtige“ zum Zwecke
ihrer Jſolierung verhaftet worden waren. Männer und
Frauen, Greiſe und Jünglinge, alle mußten umgebracht wer-
den, weil zwei ganz iſolierte Sonderlinge aus politiſchem
Fanatismus zwei kommuniſtiſche Führer ermorden wollten.

Sollen wir nun zum zweitenmal dieſes blutige Experi-
ment, die Schande des „Geiſelmordens“, erleben?

Weil irgendwo in einer dunklen reaktionären Ecke
Attentatspläne gebrütet werden, ſollen Tauſende und Aber-
tauſende, die mit dieſen Plänen nichts zu tun und von ihnen
keine Ahnung haben, wochen- und monatelang ſich jede Nacht
fragen müſſen, ob es nicht ihre letzte Nacht ſei? Weil
vielleicht morgen ein Attentat auf einen bolſchewiſtiſchen

verübt wird, ſollen heute tauſende von Frauen,
üttern und Kindern für das Leben ihrer unglücklichen

Angehörigen zittern?
Dies alles im Namen des Sozialismus, im Namen der

weltbefreienden Revpolution!
Die Partei der Sozialiſten-Revolutionäre hat neulich

wieder ertlärt, daß ſie keine terroriſtiſchen Pläne gegen diebolſchewiſtiſchen Führer hege. Kann ſie für die Wirtſamteit

einzelner Gruppen oder für die Tätikeit des Abenteurers
und Kondottiere Boris Savinkoff verantwortlich gemacht
werden? Und wie polizeilich beſchränkt muß man ſein, um
zu glauben, daß man durch Androhung des Niedermetzelns
von Unſchuldigen einen Fanatiker oder gar einen kaltblütig
mit dem Leben anderer ſpekulierenden weißgardiſtiſchen Ver
ſchwörer von einem Attentat abhalten könne!

Wird man es auch diesmal zulaſſen, daß die Bolſche-
wiſtenpolizei ihre zyniſchen Drohungen in neue blutige
Taten umwandelt?

Vielleicht iſt es jetzt noch nicht zu ſpät. Vielleicht wird
noch heute die Stimme des europäiſchen Proletariats recht-
eitig denen in Rußland zu Ohren kommen, die ſchon des

Terrorismus müde ſind und bloß aus Mangel an Zivilmut
es noch nicht wagen, ihre eigenen Parteiführer zur Ord-

nung u rufen. eorgen wird es vielleicht zu ſpät ſein.
Und als die erſten ſollen die europäiſchen Kommuniſten

ihre Stimme erheben! Sie ſollen es einmal offen aus-
ſprechen, ob ſie die Anwendung des vom Weltkriege wieder
ins Leben gerufenen Geiſelſyſtems, die Erſchießung von
„Geſinnungsgenoſſen“ billigen. Man muß Farbe bekennen!
Von Klara Zetkin und Däumig bis Marcel Cachin und
Serrati, an alle richten wir dieſe Frage. Wer von ihnen
wird zu feig ſein, um auf ſie eine offene Antwort ſchuldig
zu bleiben?

Und der revolutionären Arbeiterſchaft der ganzen Welt
ſagen wir; Tua res agitur! Es handelt ſich hier um deine
eigene Sache! Nicht das iſt die Hauptſache, daß wieder ein-
mal einige Dutzend ruſſiſche Sozialdemokraten und Soziali-
ſten-Revolutionäre bei einem ſrFartigen Blutbade „à la
Sinowjew“ ermordet werden. Nach den deutſchen Erſahrun-
gen iſt man auch in Europa an derartige Nebenerſcheinun-
gen des Bruderkampfes bereits gewöhnt. Die Hauptſache iſt,
daß das revolutionäre Proletariat vrerſteht, daß die
Schrecken des weißen Terrors in Ungarn, Rumänien, Irland
uſw., die Niederträchtigkeiten der exzariſtiſchen Generale und
ezwilhelminiſchen Offiziere in verſchiedenen Stadien des
Bürgerkrieges, daß die ganze im Weltkrieg geborene und in
den Bürgerkrieg hineingetragene Beſtialität, wie ſie in den
Fällen des Marloh, der Marburger Studenten und ähn-

lichen Prozeſſen ſich offenbar
überwinden können, wenn wir n aus unſeren eigenen
Reihen jede Spur dieſer militariſtiſchen Beſtialität
ſchonungslos zu vertreiben wiſſen.

Denn in dem großen hiſtoriſchen Ringen zwiſchen der
alten und der neuen Welt wird der endgültige Sieg jener
Klaſſe zufallen, die durch alle Klaſſenkämpfe, durch alle
Leidenſchaften des Bürgerkrieges unbefleckt die Fahne der

Humanität tragen wird! aTua ros agitur! Durch einmütigen Ausdruck der öffent-
lichen Meinung der repvolutionären Arbeiterſchaft können
und müſſen die Männer und Frauen in Rußland gerettet
werden, deren Leben durch einen neuen Anfall blutiger
Wahnſinns bedroht iſt.

wir das alles niemals

Rotizen.
Kampf gegen den Schmuggel. Nach einer Meldung de

Berliner „Lok.-Anz.“ aus Aachen hat das Aachener Polizei
präſidium eine beſondere mit Fahrrädern und Waffen aus-
gerüſtete Stoßtruppe von Polizeitruppen aufgeſtellt, die das
Schmuggler- und Schieberunweſen an der deutſchen Weſt
grenze bekämpfen ſoll. Jm Laufe der vergangenen vier
Wochen wurden allein in der Aachener Gegend für etwa
12 Millionen Mark Schmugglerwaren beſchlagnahmt.

Kohlenſchiebung. Wie Berliner Blätter aus Dresden
melden, ſind die Grenzbehörden einer großen Schiebung von
Ruhrkohle auf die Spur gekommen. Es handelt ſich um
7 große Schleppkähne, die mit 140 000 Zentnern Steinkohle
von Deutſchland nach Polen verſchoben werden ſollten.

Muſikerſtreik. Am erſten Weihnachtsfeiertage ſind i
den Berliner Operettenbühnen die Muſiker in den Streik
getreten. Die Vorſtellungen wurden trotzdem abgehalten;
die Sänger wurden von den Kapellmeiſtern am Klavier
begleitet.

Weihnachten in Jrland. Nach einer Meldung des
„Matin“ aus London ſind während der Feiertage zahlreiche
Zwiſchenfälle in Jrland vorgekommen. 11 Perſonen wurden
getötet und mehrere verwundet. Zwei Banken wurden aus-
geplündert. Es wurde der Verſuch gemacht, die Gebäude
zweier Zeitungen zu zerſtören.

Hin eingefallen iſt der Herausgeber der antiſemitiſchen
Wochenſchrift „Auf gut deutſch“, der ſich den ſchönen Namen
Dietrich Ecard zugelegt ha t. Er hatte 1000 Mk. ausgelobt
für den Nachweis einer jüdiſchen Familie, die 3 Wochen
lang 3 Söhne gleichzeitig in Schützengräben gehabt hatte.
Rabbiner Freund (Hannover) legte eine Liſte von 20 Fami-
lien ſeiner Gemeinde vor; Eckard verſuchte ſich vom Zahlen
zu drücken, wurde aber zu einem Vergleich genötigt, nach
dem er den Betrag bezahlte, da bei der Verhandlung vor
dem Landgericht München Freund mit einer weiteren Liſte
von 50 jüdiſchen Familien aufwartete, die 7 oder 8 Söhne
im Schützengraben gehabt hatten. Wird Eckard jetzt beſſere
Manieren annehmen? Wir glaubens kaum.

Vermiſchtes.

Zwangsarbeit für Schieber.
Das tſchechiſche Juſtizminiſterium hat einen Geſetzentwurf ein-

gebracht, wonach bei den Verurteilungen wegen des Verbrechene
des Wuchers und Schmuggels die Einteilung in Strafarbeits-
abteilungen obligatoriſch, und zwar auf die Dauer eines Monats
bis zu einem Jahre iſt. Die Strafarbeitsabteilungen werden zu
körperlichen Arbeiten im öffentlichen Jntereſſe, z. B. zur Reini-
gung und Ausbeſſerung von Straßen, zu Warenverladungen, zu

„Bauten, zu Straßen und Flußarbeiten uſw. verwendet werden.

RNauhreif.

Die Entſtehung des Rauhreifs, der in der jetzigen Jahres-
zeit häufig zu beobachten iſt, beruht auf der phyſikaliſchen Tat-
ſache, daß kalte Luft eine geringere Feuchtigkeitsmenge enthält
als warme. Der ſogenannte Rauhreif oder Rauhfroſt entſteht
ſtets nur nach einer bedeutenden atmoſphäriſchen Abkühlung bis
unter den Rullpunkt, alſo nach einem Froſt, wenn wärmere, feuchte
Luftſtröme mit relativ höherem Feuchtigkeitsgehalt langſam in
das Froſtgebiet eindringen. Jn nächſter Nähe der kalten Körper,
wie z. B. eines Baumes, einer Telegraphenſtange oder eines
Zaunes kühlt ſich die Luft ab, aus dieſem Grunde muß der un-
ſichbare Waſſerdampf ſich in feſter Formi abſcheidqn, und zwar
geſchieht das, da die Temperatur unter dem Rullpunkt liegt, nicht
in Form von Waſſertröpfchen, ſondern von Eisnadeln. Jn Ge
birgen und an hochgelegenen Orten kann dieſer Niederſchlag alle
Gegenſtände mit dicken Eismaſſen überziehen, die trotz ihrer Mäch-
tigkeit doch ſtets einen ungemein zarten Eindruck machen.

„z;x„

Neueſte Nachrichten und Telegramme

Giolitti über die Kämpfe um Fiume.
Rom, 28. Dezember. Die Zeitungen erfahren, daß Mi-

niſterpräſident Giolitti Vertreter verſchiedener Kammer
gruppen empfangen habe, welche Auskünfte über die Ereig,
niſſe vor Fiume erbeten hätten, und daß Giolitti die über-
triebenen Gerüchte von Toten und Verwundeten Lügen ge-
ſtraft hätte, mit dem Hinzufügen, er habe befohlen, Blut-
vergießen möglichſt zu vermeiden; er beſtritt auch, daß Ar
tillèrie auf Privathäuſer geſchoſſen hätte. Er legte dar, mar
müſſe das Vorgehen gegen Fiume beſchleunigen, um einem
Einſchreiten vom Auslande her zuvorzukommen. Die Ab.
geordneten erklärten nach dieſer h ſie hielten da
Verfahren der Regierung für gerechtfertigt.

Deutſche Lieferungen an Frankreich.
Paris, 28. Dezember. Laut r t der Repara

tionskommiſſion ſind im November 1 701 092 Kilogr. Farb-
ſtoffe und 8217 Kilogr. pharmazeutiſche Produkte von Deutſch-
land geliefert worden. Bis zum 30. November wurden ins-
geſamt 9 679 104 Kilogr. Farbſtoffe und 28.701 Kilogr. phar-
mazeutiſche Produkte abgeliefert. Am 24. Oktober wurde
ein Protokoll unterzeichnet, das die Lieferung von 25 Prozent der pharmazeutiſchen Produktion in Deutſchland regelt
auf das die Reparationskommiſſion ein Optionsrecht hat.

Neujahrs- Glückwunſch Karten
beziehen de Leſer der „Volksſtimme“ vorteihaft in der eigenen Buchhandlung, Gr. Ulrichſtraße 27
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6000 Opfer.

Paris, 28. Dez. Nach einer Radio Meldung aus Buenos
lires ſoll das Erdbeben in Mendoza 6000 Opfer gefordert
haben. Der Sachſchaden wird auf 50 Millionen Peſos ge
ſchätzt.

Oppeln,
wurde heute gegen
Vombenattentat verübt.

28. Bombenattentat.
Plötzlich flog gegen die

ſchwerer Gegenſtand. Beim öffnen des Ladens explodierte eine
Sieben Perſonen wurden verletzt, davon drei ſchwer.

Ort und Stelle ein. Die
Verfolgung der Täter iſt ergebnislos geblieben. Gegen den Ge

eit Tagen Drohungen laut.

Bombe.
Aerzte und Abſtimmungspolizei trafen an

Ichäftsinhaber wurden ſchon

wer Weißenfels ſwe
Frhöhung des Schulgeldes für die aus-
wärtigen 6chüler der hieſigen Oberreal-

ſchule und des Lyzeums.
Gemäß dem Miniſterialerlaß vom 9. November ds. Js

jaben die ſtädtiſchen Körperſchaften am 10. 21. Dezember
ds. Js. beſchloſſen, von den auswärtigen Schülern der
hieſigen Oberrealichule und des Lyzeums zu dem Schul
eldjatz von 500 Mu. jährlich vom 1. Oktober ds. Js. ab
inen Zuſchlag von 100 Mk. 20 zu erheben. Hiernach
eträgt alſo das Schulgeld fär die auswärtigen Schüler vom

Oktober 1920 ab 600 Mk.
Weißenfels, den 24. Dezember 1920

Der Magiſtrat.

2090900009090000909090000909

Der „Racdcikalismus“
die Kinderkrankheit
es Kommunismus.

Von V. lLenlin.Preis H. 2.50 u. 20,“ T.

Buchhandlung Volksstimme,

Gr. UVUrichstrasse 27.

Bestellungen nehmen alle
Austrägerinnen entgegen.

TATA T

1921 Neujahrskarten 1921
Knallibonbons. Silvester-Scherz-
artikel, Abreiss- u. Lesekalender

in großer Auswrahl.
Alvin Hentze, 24 Schmeerstraße 24.

RVSootisele
sind bedeutend billiger

Kabliau o. Kopf Pf. 2,80 M.
Golddarsen o. Kopf 2,60
Roizunge, grosse, 3,50

rur Silvester empfenhle:
Lebende Spiegel Karpfen.

Prima Voll- zrart u. weissheischfg.

Jn VLaden eines Kaufmanns ein ſchweres

Holzpantoſſeln

berufenen

tsdorf

Ladentür ein

iſt bereit zu halten.

I te angeſichtsS lege r Aufregung.
[r———m—m „àJFJAmtliche Bekanntmachungen für Halle d. 6.

Lebensmittel-Kalender.
Städtiſcher Verkauf von Käſe in der Talamtſchule am Don-

nerstag, den 90. Dezember 1920. Zugelaſſen zum Einkauf werden
die Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 18 001
bis 20 500 vormittags von 8—-12 und die Jnhaber der Nummern
20 501 bis 23 500 nachmittags von 26 Uhr. Für jebe Perſon
eines Haushalts werden 115 Gramm zum Preiſe von 1 Mark ab-
gegeben. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld

ZZJ

Begründet 1894 Alte Promenade 26, Fernruf 6893
empliehlt sich für alle bonkmössigen Geschöſſe.

G. H. Fischer, J 4

Akademiker und
Sozialdemokratie

Von Wally Depler. Preis Mk. 1.10
Die Broſchüre iſt eine Einführung in die geiſtige
Welt des Sozialismus. Sie zeigt. wie der Geiſt
im Kapitalismus dem Worte nach frei, der Tat
nach aber in Keiten geſchlagen iſt, die nur der

Sozialismus löſen wird.

Chr. Glaser
Gr. Klausstr. 24.
Sehr preiswerte

Spar-Kochherde

Dauerbrandöfen

Pat,-Grudeöfen

gubefs. Waschkevel

Buchhandlung „Volksstimme“
Große Ulrichſtraße 27. Schluss der Angeigen-s

Annahme 9 Uhr.

Sekte
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385
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einer für heuke abend ein i cer

M Schlager- Lustspiel

b uiſchſüßſveiſe, M

ta
J

alzeztrakt und
Roßgulaſch an alle Haushalte in der r am

z 30. Dezember 1920. Zugelaſſen zum Einkauf werden die
nhaber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 57 001 bis

65 000 vormittags von 8 bis 12 und die Jnhaber der Nummern
65 001 bis 72 500 nachmittags von 2 bis 6 Uhr. Geg
des Lebensmittelſcheines können an jede Perſon
mit gelb umränderten Lebensmittelſcheinen 160 Gramm Grauven-
Grütze zum Preiſe von 25 Pfg. für 160 Gramm, ferner an jede
Perſon aller Haushalte 50 Gramm Trockenei (Erſatz f

Abgezähltes Geld iſt bereit zu halten.

e n
5 Eier)

zum Preiſe von 3 Mark für 50 Gramm, 2 Pakete Milchſüßſpelſe
zum Preiſe von 4,30 Mark und eine Kilo-Doſe Roßgulaſch oder
eine 1 Kilo-Doſe Roßgulaſch abgegeben werden. Der Preis ein
15 a Roßavlaſch iſt 6 Mark, einer 1 Kilo-Doſe Roßgula
11 Mark.

Halle, den 29. Dez. 1920.
mm

Freitag
31.

Dezember

arry Fiel's
erster Monumental-Sensations-Film

Das fliegende Auto
Tollkühne Abenteuer eines Vielgesuch ten!

DDD]Eè)T. e6 spannende Akte!

Gr. Vlrichsetr. 51

Erster Jag!

Eine Afſraſciion aſſererstfen Ranges

r hen n n am n enDonnerstag letzter Tag:
Das Rarichen- Hoheit auf der Walze

zowie PUppen des Todes,

d Fiole 3 Uhr. e Beginn 4 Uhr.

Apolb-un
Rieſenerfolg

der ſenſationellen
Operetten-Neuheit
„„pe, letzte

Walzer“
Operette in 3 Akten

von O. Straus.
wer Reſhtzeitig
Plätze beſtellen!

Donnerstag. d. 30. Der
Ank. 7 Ed. 10*, Uhr:

Die Gereichneten,

Freitag nachm
Die Mäusekönlgin.

Freitag abend:
Hoheit tanxt Walrer.

I III)72 I75 T

Sitlveſterpunſch,
Jamaica-Rum, Frrac de Batavia,

Cognac Weinbranòö,
Boröeaux- und Burgunder-Rotweine,

in bekannten guten Qualitäten.

Ottomar Brehmer Kachf.,
Karl Schulze,

Weingroßhandlung und Lükörfabrik,
obere Leipzigerſtr. 45.
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Weinstuben
Sohulze Birnor
Sophienstrasse l.

Nahe am Stadttheater
Fernsprecher 2377

Bewirtschafter Otto Rysse,
Behagliche Räume
Vorzügliche Weine
Sorgsomste Küche

S9tarke dauerhafteſüüidſe

sehr preiswert bel
H. Krasemann,
Leder Spezialgesch.
ſe nurSchmeerstr. 1

Pianos,
auch auf Teilzahlung.

Stimmungen ſchuellſtens
H. Lüders,
m

ſtarkes Lederblatt

Rarl Pfeiffer
Neumarktfischhalle,

S Geiststrasse 33. Tel. 6658.

der Völker Friedridverſtändigung: lampfer
eine politiſche v berg
Schrift nund ein Steiner Jullien:
Roman Wilhelm Picard

Stets vorrätig in der
Buchhandlung der „Bollsftinme,

Halle, Gr. Ulrichſtraße 27
und in der

vollshuchhandimng in Raunhury.
Gr. Marienſtr. 10, Ecke Markt.

Otto Fricke, um l. Hrichetr. 9. im Hof.

(Friedensware)
liefert billigſt

Wiederverkäufer Vorzugsprelse,

844 15.50 Mi

J Rrause

Reparaturen
an Uhren

Gold und
Silberwaren,

ſowie
Schmuckſach.
übernimmt bei

ſolid Ausſühr. zu normalen
Preiſen H. Lerper,

Uhren Reparatur-Werkſtatt
Gruße Steinſtraße 85.
gegenüber Barfüßerſtraße'.

Man verlange Offerte
Thüringer

Wurſtwaren
in erſtkl. Qualität liefert

Walter Mülter,
Halle a. S., Goetheſtraße 4

Fernruf 2253.

a Frauen
denen b. Störung d. Periode
Blutstockung usw. andere
Mittel nicht helkfen,
brauchen noch nicht
zu verzawen, bestellen
Sie sof. Präparate. Marke
V Sorgenfrel
Preisliste mit vielen Denk-
schreiben gegen Mk. l.
Voreinsendung, General-
depot: Schäkfer.,München Arnulfstr. 42.

Schuhereme

u. Gummiabſfätze
zu billigſten Tagespreiſen

bei

F. Noah
Ecke Gr. Sandberg.

Filzunternähſohlen,
Je ol//aden

Jaousjen
Mapkisen

Refert u. repariert
Fach-Firma:

fönemonn

ernspr. nur nochs849.

Büro jetzt: Sternstr. 8,
Ecke Kl Breuhausstr.,

Kaufgeſuche
Alle Sorten

kaufen zu Höchſtpreiſen
Fellzurichterei,Gebr. Danglowitz, 4ervian 2

Für Fellſammler Vorzugspreiſe.

Felle, Häute und Wolle
Spül-Hpparate

Spülmittel
r. Virichstraße 41.

à rrTT

HandelshochſchulKurſe

Winterlenrgang 10. HManuar Män 1021.

Buchführung, Teil I u. II. Bilanzlehre und
Bilan Kritik, Kaufmänniſches Rechnen, fran
zöſiſche und engliſche Handelskorrèſpondenz,

RNednerkurſus,
Nähere Auskunft und Proſpekte unentgeltlich in
den Geſchäftsſtellen der Handelskammer, Francke-
ſtr. 3. des Kaufmänniſchen Vereins, e. V., Große
Ulrichſtr. 10 (won 7—8 Uhr abends), der drei An
geſtellienverbände. Große Ulrichſtr. 55. Harz 42144.
Leipzigerſtr. 86. Gottesackerſtr. 4, ür Studenten im
Büro des ſtaatswiſſenſchaitlichen Semimnars; eben-

daſelbſt Tellnehmerkarten.

Der Leiter
Dr. G.

Profeſſor der wirtſchaftlichen Staatswiſſen
ſchaften an der Univerſität.

Teil I.

Aubin,

T T A S

Geiſtſtraße 19

C. Klappenbach,

weingroßhandlung

Albert Richter
Fernſprecher 3949

Fum Silveſter u. Keujahr
empfehle gut gepflegte

Rot und WejißWeine
ſowie ff. Rum, Arrac, Cognacr, Liköre

und prima Punſche.
Einzelverkauf hinten im Hofe rechts.
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Likörfabrik

ttelſtr. 9-10.
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Halle, Mittwoch, 29. Dezember 1920.

NRe Magiſtratvorlage über Feſtſekung der Gemeindeeinſommenſtener

angenommen.
Reue Laſten für die Minderbemittelten.

Unſere Stadt iſt in Finanznöten. Keiner deutſchen
Stadt wird es heute viel beſſer gehen. Etatsüberſchreitungen
on 322 bis 4 Millionen Mark ſind in Halle bereits vor
handen. 7 Millionen werden vom Stadtſäckel gebraucht, um
nur einigermaßen wirtſchaften zu können. Not macht er-
finderiſch ſagt ein Sprichwort. Unſeren Magiſtrat hat
die Not nicht ſonderlich erſinderiſch gemacht. „Die Maſſe
muß es bringen“, ſagte er ſich und arbeitete ein Steuerprojekt
aus, das bereits in der letzten Stadtverordnetenſitzung vor
lag und worüber ein Beſchluß gefaßt wurde, der dem
Magiſtrat nicht gefiel. Die Beſteuerung des reichsſteuer-
freien Einkommens iſt ein ſchlechter Witz. Wenn die Steuer-
grenze aber noch dazu ſo feſtgeſetzt wird, wie in der Magiſt-
ratsvorlage, auf 6000 Mark, dann iſt das eine Ausbeu-
tung der ärmſten Volksſchichten, wie ſie nicht
chlimmer gedacht werden kann. Es wird nicht allzuviel
Menſchen in Deutſchland geben, die behaupten und beweiſen
wollen, ein Einkommen von 10 bis 12 000 Mark genügt um
anſtändig ſein Leben friſten zu können. Obgleich alſo allge-
mein die Anſicht vorherrſcht und ſie iſt völlig begründet
daß zum Exiſtenzminimum ein höheres Einkommen notwendig
iſt, ſetzt der Magiſtrat eine Steuer feſt, die bereits bei einem
Verdienſt von 6000 Mark beginnt. Es iſt erſtaunlich, woher
dieſe kommunale Behörde den Mut zu einer ſo grenzen-
los un gerechten Beſteuerung hernimmt. „Zum
Leben zu wenig, zum Steuer zahlen aber noch genug“, ſagt
ſich die magiſtratliche Logik.

Die letzte Stadtverordnetenſitzung faßte den Beſchluß,
die Steuergrenze auf 10 000 Mark feſtzuſetzen. Der Magiſt-
rat gab ſich jedoch damit nicht zufrieden und legte geſtern
die neue Vorlage vor. Wie aus dem Sitzungsbericht hervor
zeht, wurde ſie mit den Stimmen der bürger-
ichen Stadt vertreter angenommen. Der als Stadt-
erordneter neueingeführte Herr Schaarſchmidt, Ober-
»oſtſchaffner, ſtimmte natürlich ebenfalls für die neue Be-
laſtung der minderbemittelten Bevölkerungsſchichten und
verriet damit ſeine „Eignung“ als Beamtenvertreter. Ob
ſeine Wähler mit dieſer großartigen ſozialen Geſinnung zu-
frieden ſind, iſt allerdings eine beſondere Frage. Die Steuer-
vorlage wäre nicht angenommen worden wenn die drei
Vertreter der Unabhängigen, Stv. Hennig, Wolf und Müller,
nicht gefehlt hätten. (Frau Stv. Krüger, die immer ſo
blutige Reden hielt, iſt ſcheinbar „abgetan“.) Die Zerriſſen-
heit der Arbeiterſchaft hat dieſer wieder einmal einen böſen
Streich geſpielt.

Außerordentliche Stadtverordnetenſitzung
Dienstag, den 28. Dezember.

Stv. Vorſteher Dr. Keil eröffnet die Sitzung. Er teilt mit,
daß unſer Gen. Stv. Wilke die Wahl zum unbeſoldeten Stadt-
ca ablehnt und daß demnach der Poſten auf unſeren Genoſſen
Zſchäpe fällt, der als Stv. an die Stelle des Gen. Döltz rückt.
Alsdann wird Herr Schaarſchmidt (Dem.) als Stadtverordneter
ringeführt.

Punkt 1 der Tagesordnung ſieht die Beratung über

die neue Magiſtratsvorlage zur Beſteuerung der reichsſteuer-
freien Einkommensteile

dor.
Der Magiſtrat hat dem Beſchluß der Stadtverordneten-Ver-

ſammlung vom 20. d. M. betreffend die Beſteuerung der von der
Reichseinkommenſteuer frei zu laſſenden Einkommensteile nicht
zu geſt im mt und hat der StadtverordnetenVerſammlung eine
erneute dringende Vorlage zugehen laſſen mit dem Antrage, die
reichsſteuerfreien Einkommensteile in folgender Weiſe zur Ge-
meindeeinkommenſteuer heranzuziehen.

e) Bei einem ſteuerbaren Einkommen von mehr als 6000, aber
nicht mehr als 8000 Mk. werden nur die (ledigen) Einzel-
ſteuerpflichtigen beſteuert;

b) bei einem ſteuerbaren Einkommen von mehr als 8000, aber
nicht mehr als 10 000 Mk. werden nur die Steuerpflichtigen
beſteuert, zu deren Hausſtand keine unterhalts berechtigten
minderjährigen Kinder gehören;

c) bei einem Einkommen von mehr als 10 000, aber nicht mehr
als 12 000 Mk. werden nur die Steuerpflichtigen beſteuert, zu
deren Hausſtand höchſtens ein unterhaltsberechtigtes min-
derjähriges Kind gehört;
bei einem Einkommen von mehr als 12 000, aber nicht mehr
als 14000 Mk. werden nur die Steuerpflichtigen beſteuert, zu
deren Hausſtand höchſtens zwei unterhaltsberechtigte min-
derjährige Kinder gehören;
bei einem Einkommen von mehr als 14 000, aber nicht mehr
als 16 000 Mk. werden nur die Steuerpflichtigen beſteuert, zu
deren Hausſtand höchſtens drei unterhaltsberechtigte min-
derjährige Kinder gehören.
Die Steuervergünſtigungen zu be fallen fort, d. h. die

Steuer wird ohne Rückſicht auf die Zahl der Kinder erhoben,
wenn das ſteuerpflichtige Einkommen aller Haushalts angehörigen
zuſammengerechnet mindeſtens 25 000 Mk. beträgt.

Bürgermeiſter Seydel ergreift als erſter das Wort und
erklärt Folgendes: Aus der Tatſache, daß wir Jhnen heute ſchon
wieder eine neue Vorlage zugehen laſſen, erkennen Sie die Schwie-
rigkeiten unſerer Finanzlage. Was wir heute vorlegen iſt unſer
letztes Wort. Sollte unſere Vorlage abgelehnt werden, ſo werden
wir nicht verfehlen bei den daraus ſich ergebenden Schwierigkeiten
diejenigen daran zu erinnern, die eine ablehnende Haltung ein-
nahmen.

Sto. Albrecht (Anabh.): Wir beharren auf unſerem Stand-
punkt, erſt das Einkommen von 15 000 Mark an zu beſteuern und
lehnen deshalb die Vorlage des Magiſtrats ab.

Stv. Günther (Kom.) erklärt ſich ebenfalls namens ſeiner
Fraktion gegen die neue Vorlage und lieſt zur Begründung ſeiner
Haltung aus dem von den Kommuniſten ſonſt ſehr l e
„Korreſpondent“, dem Gewerkſchaftsorgan der Buchdrucker, viele
Zahlen ab, die ſich mit der elenden wirtſchaftlichen Lage der Ar-
deiter befaſſen. t

Gen. Müller: Nur die außerordentliche Notlage der Stadt
hat uns veranlaßt, bei der Peratung über die BVeſteuerung des
reichsſteuerfreien Einkommensteils in der vergangenen Stadt
verordnetenſitzung einen Antrag einzubringen, der die Seuergrenge
auf 10 000 Mark feſtſetzt. Dieſe Entſcheidung iſt uns ſchwer genug
gefallen. Eine weitere Herabſetzung der Steuergrenze, ſo wie dies
die neue Vorlage des Magiſtrats wünſcht, iſt für uns völlig
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undiskutabel. Es wäre verantwortungslos von uns ge
handelt, wollten wir die ohnehin kaum noch tragbaren Laſten der
Arbeiter durch die Beſteuerung des Einkommens unter 10 000 Mk.
noch vermehren. Deshalb lehnen wir die Magiſtratsvorlage ab
und beharren auf unſerem Standpunkt, unter Zugrundelegung
unſeres Vorſchlages aus der letzten Stadtverordnetenſitzung. Der
Magiſtrat ſoll doch endlich einmal dazu übergehen, Steuern von
jenen Bevölkerungsſchichten zu erheben, die das Geld dazu haben.
Gerade die letzten öffentlichen Veranſtaltungen in unſerer Stadt
haben zur Genüge gezeigt, wo der Beſitz iſt und über welche Geld
mittel er verfügt. Bei den Arbeitern, Angeſtellten und Beamten
kann jeder Pfennig Einkommen nachgewieſen
und beſteuert werden, nicht aber bei den Kapitalſſten.
Hier ſind Steuerhinterziehungen leicht möglich. Des-
halb iſt es eine Ungerechtigkeit, Einkommen, welche unter dem
Exiſtenzminimum ſtehen mit neuen Abgaben zu belegen.

Nachdem noch der Chriſtl.-Soz. Herr Splett für die Magi-
ſtratsvorlage, Gelhaar (Unabh.) und Oſterbur g (Kom.)
dogegen geſprochen haben, erfolgt die Abſtimmung. Es liegen
vor: 1. die neue Magiſtratsvorlage, 2. der Antrag Müller und
Genoſſen, den Beſchluß der letzten Stadtverordnetenſitzung wieder-
herzuſtellen, der eine Beſteuerung von 10 000 Mark ab vorſieht.
Da die Magiſtratsvorlage der weitgehendſte Antrag iſt, kommt er zu
erſt zur Abſtimmung. Die geſamten bürgerlichen Ver-
treter erklären ſich für die Magiſtratsvorlage; es ſind 29 Stim-
men. Dagegen ſtimmt die geſamte Linke, ebenfalls 29 Stimmen.
Der Stv.- Vorſteher Keil (Demokrat) gibt den Ausſchlag, indem

er ſich für die Vorlage erklärt. Die neue Magiſtrats-
vorlage iſt ſomit angenommen.

Es folgen nunmehr noch eine Reihe kleinerer Vorlagen.
Für die beſſere Benutzung der Bedürfnisanſtalt an der Tal-

ſtraße ſoll eine Zugangstreppe an der Cröllwitzerbrücke hergeſtellt
werden. Die erforderlichen Koſten in Höhe von 3600 Mt. werden
aus Kap. VXIV, 14 bewilligt.

Seit vielen Jahren vor Kriegsbeginn waren im Haushalts-
plan des Gaswerks wie der Waſſerwerke je rd. 39 000 Mk. aus
den Mitteln, welche in den Reſervefonds ſtehen, dem Kuratorium
der Gas und Waſſerwerke zur Verfügung geſtellt für Ergäzungen
und Erweiterungen des Werkes und des Rohrnetzes. Für dieſes
Jahr hat der Magiſtrat beim Gaswerk unter XI 60 000 Mt. und
45 000 Mk. unter IX beim Waſſerwerk eingeſtellt. Bei der un-
geheuren Geldentwertung reichen aber dieſe Beträge nicht aus.
Die ſogenannten Dispoſitionsfonds werden verſtärkt und zwar bei
Gas von 60 000 Mr. auf 180 000 Mk., bei Waſſer von 45 000 Mk.
auf 100 000 Mk. und die hierzu notwendigen Beträge aus den
Reſervefonds der Gas und Waſſerwerke, die über ausreichende
Mittel verfügen, entnommen.,

Die nach dem Haushaltsplan des Gaswerks ſür das Rech-
nungsjahr 1920 in einzelnen Poſitionen zur Verfügung ſtehen
den Mittel reichen zur Beſtreitung der notwendigen Ausgaben
nicht aus. Die Geſamtüberſchreitungen werden veranſchlagt auf
3 950 000 Mk. Jur Deckung ſind für ſolche Ausgaben vorſorglich
im Haushalteplan des Gaswerks ſchon zuſammen 1 250 000 Mk.
vorgeſehen. Dieſer Betrag iſt zunächſt zu verwenden. Jm übrigen
müſſen die nötigen Verſtärkungen aus dem Ueberſchuß des Werks
gedeckt werden. Die StadtverordnetenVerſammlung wird um Zu
ſtimmung erſucht. Bei der erheblichen Mehreinnahme wird bei
weiterem normalen Verlauf des Haushaltsjahres vorausſichtlich
der etatsmäßig vorgeſehene Ueberſchuß an den Reſervefonds ſowie
der an die Kämmereitaſſe voll erreicht werden. Der Vorlage wird
zugeſtimmt.

Die dem Waſſerwerk für das Rechnungsjahr 1920 zur Ver-
fügung ſtehenden Mittel reichen ebenfalls nicht aus. Die Ge
ſamtverſtärkungen werden hiernach auf 638 000 Mk. veranſchlagt.
Zur Deckung ſind für ſolche Ausgaben vorſorglich im laufenden
Haushaltsplan des Waſſerwerks vorgeſehen unter Ausgabe Kap.
I A Poſ. 28 (Mehrausgaben infolge Lohnerhöhung) 375 000 Mk.,
Ausgabe Kap. I A Poſ. 29 (Unvorhergeſehene Steigerung der per
ſönlichen und ſachlichen Ausgaben) 200 000 Mk. Dieſe beiden Be
träge ſind zunächſt zu verwenden. Jm übrigen müſſen die nötigen
Verſtärkungen aus dem Ueberſchuß des Werks gedeckt werden. Die
StadtverordnetenVerſammlung ſtimmt dem zu.

Ein Geſuch des Halliſchen Lehrerinnenvereins um Ein hal
tung der geſetzlichen Kündigungsfriſt bei Ent-
lafſung von Hilfslehrerinnen entfaltet eine Debatte.
Schon der Berichterſtatter Stv. Mendorf bringt einige Fälle
zur Sprache, die zeigen, daß bei der Entlaſſung von Hilfslehre-
rinnen oft recht unſozial vorgegangen wird. Von den weiteren
Rednern werden die Beſchwerden der Hilfslehrerinnen noch unter-
ſtrichen. Stv. Bock (Unabh.) bringt dazu folgenden Antrag ein:
Die StadtverordnetenVerſammlung wird erſucht, den Magiſtrat
zu bitten. die Eingabe der Hilfslehrerinnen inſoweit zu berück
ſichtigen, daß, wenn die Vertretung mehr als zwei Monate dauert,
die Ferien bezahlt werden.

Gen. Wilke Jn dieſer Zeit der wirtſchaftlichen Nöte habe
ich die Bitte an die Schulverwaltung eingereicht, daß ſie bei Ein-
ſetzung von Hilfskräften die ſoziale Lage der Einzelnen be-
rückſichtigen möchte. Man ſoll nicht immer nach der Reihenfolge
gehen, ſondern zuerſt jene Damen einſtellen, die wirtſchaftlich
ſchwach ſind. Dieſen Wunſch möchte ich hier wiederholen.

Das Geſuch geht unter Berückſichtigung des Antrages an den
Magiſtrat.

Jn der darauf folgenden geſchloſſenen Sitzung beſchäftigten
ſich die Se adiverordreten mit der' Vertretung des Stadtſchulrates.
Da innerhalb eines Vierteljahres nicht daran gedacht werden kann,
den Stadtſchuiratspoſten endgültig zu beſetzen, mußte eine vor-
läufige Beſetzung ſtattfinden. Unſere Genoſſen im Stadtparlament
ſchlugen den Gen. Lehrer Wilke dazu vor; ferner wurden Kreis
ichulrat Buſſe (Dn.) und Studienrat Hos (Deutſch-Dem.) vor-
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wird, immer neue Arbeit gegeben, die für unſere Finanzlage ſo
verderbenbringend iſt. Würden ſich die Leute, die Banknoten
und Darlehnskaſſenſcheine in den Kaſten ſperren, der letzten Konſe
quemzen ihrer Handlungsweiſe bewußt ſein ſe ließen ſehr bald
von dieſer zweiſchneidigen Methode ab. Wie ſehr die Roten
hamſterer ſich ſelbſt ſchaden, ſcheint ihnen allerdings trotz der Er
fahrungen der letzten Jahre noch immer nicht klar zu ſein. Das
durch Hamſtern dem Verkehr entzogene Geld muß durch neu-
gedrucktes erſetzt werden die Notenpreſſe iſt dadurch nicht nur zu
unnützer, ſondern ſogar zu gemeinſchädlicher Arbeit ge
zwungen. Die Vermehrung der Zahlungsmittel, das Steigen der
Papiergeldflut wirkt zudem, wie man in den letzten Jahren be-
obachten konnte, verteuernd auf die Ware und entwertet da.
durch die Zahlungsmittel. Der Schaden trifft alſo neben der Ge
ſamtheit der Bevölkerung auch den Einzelnen. Viele Noten-
hamſterer ſchützen bei ihrem gemeinſchädlichen Treiben vor, daß
die öffentlichen Geldinſtitute, die Banken und Sparkaſſen, nicht
mehr wie in der früheren Zeit die nötige Sicherheit für das ein-
gezahlte Geld bieten können. Dieſes Argument iſt recht faden-
ſcheinig und durchſichtig. Die Sparkaſſen und Banken ſind genau
ſo ſicher wie vor dem Kriege. Unſicherer iſt es jedenfalls im Hin-
blick auf die Diebſtahls- und Feuersgefahr, die Geldſcheine im
Hauſe zu verwahren.

Jn der Hauptſache erfolgt aber die Notenaufſpeicherung in
der Abſicht der Steuerhinterziehung. Die Geldhamſterer
glauben auf dieſe Weiſe am leichteſten ihren Beſitz vor dem Zu
griff der Steuerbehörde verſtecken zu können. Um einen Teil zu
retten, der als Steuerbetrag an die Allgemeinheit abzuführen
wäre, gefährden ſie leichtſinnig ihren ganzen Beſitz an Bargeld.
Angeſichts der immer weiter vervollkommneten Methoden der
Steuererfaſſung hat aber der Steuerhinterzieher keineswegs die
Sicherhrit, daß die Steuerbehörde nicht doch hinter ſeine Prak-
tiken kommt.

Steuerhinterziehung iſt in Zeiten, wo alles im Jntereſſe des
Wiederaufbaus des Vaterlandes auf eine Geſundung unſeres
Finanzweſens ankommt, ein Verbrechen, das mit Recht
ſchwere Strafen nach ſich zieht. Die geſetzlichen Beſtimmungen,
die immer noch zu wenig bekannt ſind, lauten deshalb dahin, daß
jedes Vermögen, das bei der Veranlagung zur Kriegsabgabe vom
Vermögenszuwachs oder zum Reichsnotopfer vorſätzlich verſchwie
gen wird, zugunſten des Reiches verfällt. Dieſe Verfalls-
erklärung erſtreckt ſich insbeſonders auch auf Banknoten, die ge
hamſtert ſind, und deren Wert in den Steuererklärungen verſchwie-
gen worden iſt. Zur Bekämpfung der Steuerhinterziehung hat
das Reich einen Betrag von 10 Millionen Mark vorgeſehen, die
als Belohnungen an Beamte für aufgedeckte Steuerſchädigungen
ausgeſetzt ſind.

Keues Papiergeld.
Jn der nächſten Zeit werden, wie mitgeteilt, neue Reichs-

banknoten zu 100, 50 und 10 Mark ausgegeben werden
Nach der Beſchreibung im Reichsanzeiger iſt die neue Reichs-
banknote zu 100 Mark auf weißem Papier mit natür-
lichen Waſſerzeichen und Faſerſtreifen von kupferbrauner Farbe
im Buchdruck hergeſtellt und 10,8 X 16,2 Zentimeter groß
Damit die beſonderen Echtheitsmerkmale des Papiers leicht
nachgeprüft werden können, ſind die Druckbilder der Vorder-
und Rückſeite ſo begrenzt, daß rechts und links etwa 134
Zentimeter breite, oben und unten etwa 1 Zentimeter breite
Ränder unbedruckt bleiben. Betrachtet man die Note in
der Durchſicht (die Schauſeite dem Geſicht zugekehrt), ſo er-
ſcheint das fortlaufende Waſſerzeichen 100- M 100 auf
dem unbedruckten Rande links ſeitlich dunkel auf hellem

Grunde, auf dem rechten unbedruckten Rande dagegen hell
auf dunklem Grunde. Jn der Mitte der oberen und auch der
unteren Randleiſte ſtehen die rotgeſtrichelten Buchſtaben
RBD, rechts oben und links unten ferner die Nummer in braun-
roter Farbe. Das eigentliche Bildfeld zergliedert ſich in zwei
Seitenteile und in ein Mittelfeld. Das Druckbild der Rück-
ſeite wird durch einen etwa S Zentimeter breiten Rand
eingefaßt. Die Grundfarbe iſt dunkelblau. Oben rechts und
unten links in der Umrahmung ſteht die Nummer in rot-
brauner Farbe. Auf der Mitte der Note befindet ſich ein
Ovalfeld, das die große Wertziffer „100“ in olivbrauner
Farbe mit dunkelbrauner Randlinie und Zierzeichnung ent-
hält. Ueber der Zahl ſtehen dunkelblau gedruckt die Buchſtaben
RBD, unterhalb der Zahl das Wort „Mark“, beides in deutſcher
Schrift.m neue Reichsbanknote zu 50 Mark hat eine
Größe von 10515 Zentimeter und enthält als Waſſerzeichen
die Zahl „50“ in zwei verſchiedenen Stellungen. Der Haupt-
druck beider Seiten iſt in kräftig grüner Farbe ausgeführt.
die Vorderſeite zeigt zwei ungleich große Felder, von denen
das linke die Aufſchrift enthälr. Die Rückſeite iſt in drei
rechteckige Felder zerlegt, von denen die beiden äußeren als
ſinnbildliche Darſtellung der Landwirtſchaft und des Gewerbe
fleißes die kräftigen Geſtalten eines Mähers und eines Werk-
arbeiters auf entſprechendem Hintergrunde im Bruſtbild zeigen.

Die neue Reichsbanknote zu 10 Mark endlich
iſt 8,4012,6 Zentimeter groß und auf Waſſerzeichenpapier
mit kupferbraunen Faſern gedruckt. Das Waſſerzeichen ſetzt
ſich aus Quadraten und Sechsecken zuſammen, in letzteren
tritt die Zahl in vier Wechſelſtellungen auf. Das Druckbild
der Vorderſeite iſt durch eine kräftige, ſattgrüne Linie um-
grenzt. Jn den vier Ecken ſteht die Zahl „10“ dunkelrandig
mit grün ſchraffierter Füllung in faſt quadratiſchen, mit
hellen Zierranken geſchmückten und dunkelbraun getönten Fel-
dern. Die Rückſeite zeigt ein etwa rechteckig begrenztes
Rankenmuſter in olivgrüner Farbe. Es wird oben und unten
von zwei mit den Oeffnungen gegeneinander gekehrten Bogen
leiſten in braunroter Farbe durchſetzt. Die Bogenleiſten ent-
halten in weißer deutſcher Schrift den Strafſatz. Oben rechts
und unten links ſteht in dem olivgrünen Rankenmuſter die
Zahl „10“ in braunroter Farbe. Oben links und unten
rechts erſcheint die Nummer in ſchwarzer Farbe. Jn der
Mitte befindet ſich ein mit rotbrauner Schlangenlinie um-
ſäumtes, faſt quadratiſches Mittelfeld von eigenartiger dunk-
ler Muſterung, das die große Wertziffer „10“ enthält.

geſchlagen.

men, Herr Buſſe 10 und Herr Hos 20. Die Stichwahl erbrachte
für Gen. Wilke und Herrn Hoé je 29 Stimmen. Das Los entſchied
nunmehr zugunſten des Herrn Hos, der ſomit als vorläufiger
Stadtſchulrat gewählt iſt.

Gegen das Notenhamſtern.
Sinangenner begiffern die Höhe des gehamſterten Bargeldes,

d. h. der Banknoten und Geldſcheine, die dem öffentlichen Ver
dehr entzogen nd zu Hauſe aufgeſpeichert ſind, auf mehr als
10 Milliarden Mark. Diefer Vetrag überſteigt das Dreifoche
deſſen, was der dem Kriege an Banknoten im Umlauf war. Eine
Hauptfolge der Notenhamfterei iſt, daß die ſo dem Verkehr ent
zogenen Geldmittel durch neus erſetzt werden müſſen. Und damit

Gen. Wilke erhielt beim erſten Wahlgang 29 Stim-

wird der Notenpreſſe, deren Stillegung von allen Seiten gefordert

Keine Aufhebung der Butterzwangswirtſchaft.
Von zuſtändiger Seite wird uns geſchrieben:
Jn weiten Kreiſen der Oeffentlichkeit iſt die Meinunt

verbreitet, daß eine Aufhebung der Zwangsbewirtſchaftung
für Butter im kommenden t geplant ſei. Dieſe An-
nahme iſt durchaus irrig. Sie widerſpricht einmal den aus
drücklichen Erklärungen des Reichsernährungsminiſtets
Dr. wonach in dor Lockocung der Zu r
ne Paufe eingetreten ſei und u. a. die Milch und Butter
w unter der Zwangswirtfſchaft verbleiben müſſen.

o liegt in dieſe Auffaſſung eine Verkennung der Tat-
ache, daß Milch und Milchfett J zuſammengehsren.

Mit der einſeitigen Freigabe der Butter und der damit ge-gebenen freien Kreisbitbung würde die Milch vorzugsweiſe
be



c r rer

Partei Angelegenheiten.
Frauen Ausſchuß. Am Dienstag, dem 4. Januar, abends

Uhr, findet eine Beſprechung des Frauen Ausſchuſſes im Partei
ſekretariat, Harz 42/44, Zimmer 12, ſtatt. Es wird gebeten, pünkk-

Arbeitsloſen vermehren. 1000 bis 1200 Arbelsloſe könnten Arbeit
finden, wenn die 48-Stunden-Woche allgemein eingeführt würde,
aber bis heute iſt die 56. bzw. 72-Stunden-Woche (davon aller drei
Wochen 16 Stunden Sonntagsarbeit mit 30 Prozen Zuſchlag) noch
nicht abgeſchafft.

J Bitterfeld. Weihnachtsfeier der Arbeiter
Jugend. Zu einer eindrucksvollen Feier verſammelten ſich am
1. Feiertage der Bitterfelder Jugendbund im Kreiſe ſeiner Eltern
und Bekannten im Jugendheim. Von der lichtergeſchmückten
Tanne ging ein geheimnisvolles, ſagenhaftes Weben aus, wie es
nur in einem kleineren Raum möglich iſt, eine weihevolle Stim-
mung erzeugend. Jugendfriſche Geſichter vervollſtändigten das
Bild zu einem harmoniſchen Ganzen. Jn lebendiger, friſcher Arlich zu erſcheinen. Wir haben dieſer Kennzeichnung nichts hinzuzufügen, zumaldie „Leipz. Volksztg.“ ihre früheren „Kampf“ genoſſen beſſer kennen

muß als wir. Feſthalten wollen wir aber, daß ſich dieſe Angelegen- wurden Lieder geſungen und Gedichte vorgetragen. Volkstänze
der Verbutterung zugeführt werden, da dieſe dann eine viel heit ſchon über ein Jahr hinzieht und damit eigentlich gemeinſame und Reigen gaben dem entwickelten Programm einen bunten e

r Verwertung der Milch ermöglichen würde. U. S. P. Sünden aufgedeckt werden. reizvollen Rahmen. Alles in allem bot dieſer Abend den Zu
e die bisherige Friſchmilchverſorgung der Kinder und Kranken, hörern einige genußreiche Srunden. ArbeiterJugendbund Bitter ere r zeig e unentbehrliches Nahrungsmittel iſt, Reideburg. Ein parteiiſcher Gemeindevor- feld. Frei Heil!

4 ſt e her. Aus dem hieſigen Orte beſchwerte ein Arbeiter über weg. Du1 Eine Schädigung des Publikums, Jn dem Steuerbukett, parteiiſches Verhalten des dortigen Femeindeserſtehe Drie Stadeererhrregen ver n u e e a a et
welches die Reichsregierung der Bevölkerung beſchert hat, befindet b uſch. Er ziehe zwar ſolchen Deputatempfängern Brotmarken neuen Wertzuwachsſteuerordnung. e Steuer beträgt bei einen 1
ſich auch eine Blüte, genannt Luxusſteuer für Grabdenkmäler. ab, die nicht zu ſeinen Freunden gehören, den anderen aber bebaſſe Wertzuwachs bis zu 2000 Mark 10 v. H. und ſteigert ſich bis zu

f Obwohl nun dieſe Steuer bisher nicht Geſetz geworden iſt haben er dieſelben. Nach dem ganzen Auftreten des Herrn Driebuſch 15 v. H. bei mehr als 100 000 Mark. Ein Wertzuwachs von
och ſchon Fabrikanten von Grabdenkmälern dieſe Steuer in Höhe halten wir ihn dieſer Ungerechtigkeit für fähig. Sie würde nur 5 v. H. und weniger bleibt ſteuerfrei. i
on 10 Prozent dem kaufenden Publikum abgenommen. Die aufs neue beweiſen, wie einſeitig und klein der Mann in ſeinen Mühlberg. Ueberfall. Jn Kreiwitz wurde das einſam
ſolcherart handelnden Fabrikanten haben ſich durch dieſe Ein Taten iſt, der über ſo großſprecheriſche Phraſen und leider noch liegende Pfarrhaus abends von zwei BVanditen überfallen. Als
r r zwar z t e 75 e 7 r e ſe. Jhrem über das Vertrauen eines Teiles der Arbeiter verſügt. der Pfarrer ſie an der Tür n v ger n J
Verſprechen, die 10 Prozent Mehrkoſten bei Nichtinkrafttreten ge 14 ſie ihn durch mehrere Schüſſe. Die Banditen flüchteten darauf, 5nannter Steuer zurückzuerſtatten, ſind wohl nicht alle nachge Eloſchwitz Mi h r m lung der S. P. ohne Beute gemacht zu haben. n

t ommen. Die Geſchädigten werden deshalb genötigt ſein ihre An Eine von ſämmtlichen Mitgliedern der hieſigen Ortsgruppe der trüche dahin eltend zu machen, da ihnen vie n recht in S. P. D. beſuchte Verſammlung fand am Sonntag, den 19. 12., im Mückenberg. Verſammlung der S. P. D. Die letzte
t Rechaun geſteite Stenx mit Ver inhun urück t ß d in Richterſchen Gaſthofe ſtatt Als wichtigſter Punkt ſtand auf der Monatsverſammlung des Wahlvereins S. P. D. geſtaltete ſich

n x v 5 S e v Tagesordnung: Stellungnahme zu den bevorſtehenden Wahlen. inſofern recht intereſſant, als Genoſſe Dietrich-Falkenberg einen x
Fundbüro. In der Zeit vom 1. bis 15. Dezember 1920 ſind Nach eingehenden Ausführungen des Genoſſen Schmelzer ſprachen ausführlichen Bericht über den Parteitag in Kaſſel gab, wo er

nachſtehende Gegenſtände abgegeben worden. 1 Herrenſpazierſtock, ſich ſämtliche Mitglieder dahin aus, kräftig dazu beizutragen, daß als Delegierter unſeren Bezirk vertrat. Am Schluß ſeines Be
4 1 Jagdhündin, 1 Tuchnetz, mehrere Geldtäſchchen, mehrere Klem die Wahl wieder wie bei der Reichstagswahl ein voller Erfolg ſ richtes ſpornte er zu weiterer Tätigkeit und Werbearbeit, zum

mer, mehrere Vroſchen, 1 Handbeutel, 1 Schäferhund, 1 Lackbrief
taſche, 2 Glasröhren, mehrere Kinderhandſchuhe, 1 Knabenbade-
hoſe, 1 Häkelgarnitur, 1 Trauring. Die unbekannten Eigentümer
der Gegenſtände werden aufgefordert, ihre Rechte innerhalb ſechs
Monaten im Polizeiverwaltungsbüro, Dreyhauptſtr. 4, Zimm. 100,
jeltend zu machen. Die nicht zurückgeforderten Gegenſtände werden
an die Armenverwaltung oder an den Finder abgegeben werden.

l

für uns wird. Die ausgelegte Sammelliſte ergab den Betrag
von 26 M., welcher dem Wahlfonds der Partei überwieſen wird.

Weißenfels. Magiſtratsbeſchlüſſe vom 17. Dez. 1920.
Die Ortsſatzung über die Fortbildungsſchule hinſichtlich der Schul
pflicht und der Erhebung von Schulgeld wurde einer geringfügigen Aterutnr. W
Aenderung unterworfen. Als Gewerbelehrer an der Fort-
ild le den der Diplomi ieur Schader-Varel i.bildungsſchule wurden der Diplomingenieur Schader-Varel i. Oldb Sämtiche hier angezeigie Bücher nd Schriſen Edrnen, wie über vedes

andere Vuch, durch die Buchhandlung der „Bolksſtunme“ Gr. Ukrichſttaße 27
bezogen werden.

und der Jngenieur Kirchbach-Leipzig gewählt. Der Magfſſtrat
Jehnte den Antrag der Regierung, einen Teil der Koſten der
Sicherheitspolizei zu übernehmen, ab. Der von der Regierung Betriebsabbrüche und Stillegun Weite Kreiſe, vor allemverlangten Aenderung der Ortsſatzung über die Erhebung einer die Arbeiterſchaft, fordert in Dem ſteigenden ne ſtaatliche

wurde zugeſtimmt. Für die Vornahme von Notſtandsarbeiten Betriebsſtillegungen und Den Verkauf deutſcher Produktion
mittel ins Ausland. Die troſtloſen Erſcheinungen, welche ſich
auf dieſem Gebiete zeigten und die unſer geſamtes Wirtſchafts- 3

1

Beſten unerer Partei an. Jn weiterer Folge der Tagesordnung
konnten drei neue Mitglieder in den Verein aufgenommen werden.

Zahlung der Pflegegelder belm ſtädtiſchen Jugendamt am
31. Dezember 1920 erfolgt wegen des Jahresſchluſſes nur bis
12 Uhr mittags.

Revolverkampf mit Einbrechern. Jn der letzten Nacht wurden
von einem Polizeibeamten in einem Grundſtück im Angerweg
Sinhrecher bemerkt. Als der Beamte dem Grundſtück näher kam,
vurde auf ihn geſchoſſen. Nachdem er das Feuer erwiderte, er
riffen die Einbrecher 3 Mann die Flucht. Jn Frage kommt

ein Mann mit Schlapphut und dunklem Ueberzieher und zwei
Männer mit grauen Wickelgamaſchen und Ruckſäcken.

ihreEin Künſtlerkonzert veranſtaltete geſtern abend für
Kundſchaft die Firma Alex Michel in der Saalſchloßbrauerei.
Der Abend kann als ein voller Erfolg bezeichnet werden. Der
erſte Teil des Programms brachte klaſſiſche Muſik-Darbietungen,

zur Behebung der Arbeitsloſigkeit wurden 300 000 M. bewilligt.

leben, insbeſondere aber die Arbeitnehmer aufs ſchwerſte ſchädigen,
Roßbach. Weihnachtskonzert. Der Arbeitergeſang-

verein „Frohſinn“ gab zum 1. Feiertag ſein erſtes öffentliches
machten die Verordnung äber Betriebsabbrüche und Still-
legunoen zu einer zwingenden Notwendigkeit. Sie iſt nicht weit

Konzert. Das Dargebotene war durchweg gut. Beſonders hervor
zuheben iſt das ſehr P wiedergegebene Lied von Ernſt Richter

gehend genug und bildet, wie es Unter den gegenwärtigen poli-
tiſchen Machtverhältniſſen nicht anders ſein kann, nur einen

„„Der Teufel und der Kellermeiſter“. Desgleichen muß das Zelter-
ſche Lied „Meiſter und Geſell“ Erwähnung finden. Der geſpendete

ſchüchternen Verſuch, den heiligen Egvismus in ſeinem ſcham-Beifall zeigte, daß das Publikum mit den De 77 vollauf zu
frieden war. Die Leitung lag feſt in den Händen des Dirigenten,
Herrn Lehrer Walter, der mit dieſem Konzert gezeigt hat, was
er infolge ſeiner vorzüglichen Schulungsweiſe noch alles aus dem
Verein herausholen kann. Wir wünſchen dem Verein weiteres
Gedeihen.

Roßbach. Aebermütiger Agrarier! Eine beſondere
Verfolgungswut gegen die organiſierten Landarbeiter entwickelt
Herr Rittergutspächter P. in Roßbach. Zwei bei ihm beſchäftigt
geweſene Landarbeiter, die er entlaſſen bzw. zur Entlaſſungs
annahme drängte, verfolgt er weiter, um ſie von ihrer jetzigen
Arbeitsſtelle und ſogar aus dem Dorfe hünauszubringen. Auf
das Gelingen des Hinausbugſierens aus Roßbach hat er ſogar
50 Mk. Belohnung ausgeſetzt! Pfui Teufel über ſolche reaktio
näre Geſinnung! Der Herr ſcheint 100 Jahre zu ſpät geboren.
Beide Arbeiter haben Anzeige beim Regierungspräſidenten in
Merſeburg erſtattet.

Dürrenberg. Ein Liebesdramg. Die „Dürrenbg. Zig.“
berichtet: Jn den ſpäten Nachmittagsſtunden des 22. d. M. ſpielte
ſich auf der Terraſſe des Parkhotels hier ein blutiges Drama ab.
Der in Leuna beſchäftigte Zigarrenarbeiter, Adolf Aſchenbach,
gab auf ſeine Verlobte, Fräulein Frieda Höpfner, mehrere
Revolverſchüſſe ab, die das junge Mädchen erheblich am rechten
Oberarm und Oberſchenkel trafen. Alsdann feuerte er zwei
Schüſſe auf ſeine Bruſt ab, die den ſofortigen Tod zur Folge leben, ènsbeſondere aber die Arbeitnehmer aufs ſchwerſte ſchädig-

hatten. ten, machten die Verordnung zu einer zwingenden Notwendig-Naumburg. Arbeiter Samariter-Kolonne! Er keit. Sie iſt nicht weitgehend genug und bildet, wie es unter
ſuche nochmals ſämtliche Mitglieder, vollzählig und pünktlich an den gegenwärtigen politiſchen Machtverhältniſſen nicht anders
dem jeden Mittwoch, abends 8 Uhr, in der Mittelſchule (Schul- fein kann, nur einen ſchüchternen Verſuch, den heiligen Egoismus
ſtraße), Zimmer 2, ſtatfindenden Lehrkurſus zu erſcheinen, habe ſ in ſeinem ſchamloſeſten Treiben, die Willkürherrſchaft des Einzel
Veranlaſſung zu bemerken, daß die Teilnahme von ſeiten der Mit unternehmers in ihrer kraſſeſten Form hinter das Allgemein
glieder eine ſehr minimale iſt im Verhältnis zur Mitgliederzahl, intereſſe zu ſtellen. Richtsdeſtoweniger läuft der Kapitaltsmu
erwarte in Zukunft mehr Jntereſſe im Sinne der ſpäteren prak- in ſeiner Preſſe gewaltig Sturm gegen ſie, man fühlt ſich in ſeinen
tiſchen Tätigkeit. Donnerstag, den 30. Dezember, abends s Uhr, teuerſten Vorrechten bedroht und darum behanpt man, daß die
im Reſtaurant „Goldener Hahn“, VorſtandsSitzung. Vollzähliges Verordnung verfaffungswidrig ſei. Auch an Verſuchen Einzelner
Erſcheinen erwünſcht. Mittwoch, den 5. Januar 1921, abends und Organiſationen, ſie zu ſabotieren, wird es nicht fehlen.
8 Uhr, im Reſtaurant „Goldener Hahn“, Jahres-Verſammlung. Darum iſt es durchaus wichtig, daß die Arbeiterſchaft insbeſondere
Mache es jedem einzelnen Genoſſen und Genoſſin zur Pflicht, zur die Betriebsräte in dieſer Verordnung genau Beſcheid wiſſen. wozu
Jahres Verſammlung unbedingt zu erſcheinen, insbeſondere die der vorliegende Kommentar Hurch ſeine gemeinverſtändlichen Er
jenigen Mitglieder, welche bisher immer nicht anweſend warert. länterungen das beſte Mittel bildet

Mitgliedsbücher ſind mitzubringen., Der Vorſitzende. SSSSSSSSSGetteeee
Bockwitz. Funktionäre der Arbeiterbewegung! Brieftaſten der Pedaltion

Das Gewertſchaftshartell ſchreibt uns: Die Arbeiterbewegung in
unſerm Ländchen hat ſich außerordentlich gut entwickelt. Ge Parteigenoſſen n Roßbach. Zum Austritt aus der Landes
ſchloſſen iſt die Arbeiter und Angeſtelltenſchaft den Organiſa firche bedarf es nur der Abgabe einer ſchriftlichen Erclärung. Die

Forderung des Amtsgerichtes beir. Beglaubigung durch einentionen zugeführt worden. Sie bilden dem Unternehmertum gegen-
über eine einheitlicha geſchloſſene Macht. Die örtlichen Verwal Kotar iſt völlig unhaltbar. Wahrſcheinlich will man die Sache

ſo weit hinziehen, bis durch das am 1. Januar in Kraft treten dekungen der verſchiedenen Organiſationen ſind von demſelben vor-
züglichen Geiſt beſeelt wie die große Maſſe. Wir dürfen aber nun neue Kirchenausirittsgeſetz ſich weitere Schwierigkeiten für die
die Hände nicht in den Schoß legen, ſondern müſſen weiter arbeiten. Austretenden ergeben. Dringen Sie auf ſofortige Er
Es gilt n zu ſchulen auf allen Gebieten des prole- ledigung dieſer Angelegenheit. utariſchen Klaſſenkampfes. Dazu bedarf es einer großen Zahl u Gerichtskanzlei über dieſe Fraführender Pioniere, zu denen alle Funktionäre der Arbeiterſchaft Tr x eder ln e i aber eſe See
zu zählen ſind. Auch dieſen fehlt hier und da noch eine Weiter- er ß inat ri
bildung. Hier ſoll nun nachgeholfen werden, indem jeden Mon-
tag 72 Uhr abends weiterbildende Zuſammenkünfte aller Funk-
tionäre der Arbeiterſchaft im Volkshauſe ſtattfinden. Kollegen
zeigt, daß ihr es ernſt mit euren Aufgaben meint und beteiligt
euch reſtlos.

Sangerhauſen. Es bleibt bei der Ortsklaſſe D.
Bei der Ortsklaſſeneinteilung iſt das Geſuch der Beamten um Er-
höhung Sangerhauſens aus der Ortsklaſſe D in Ortsklaſſe C ebenſo
wie das Eislebens abgelehnt worden. Man erkennt die teuren
Verhältniſſe Sangerhauſens nicht an.

Bitterfeld. Ein teufliſches
Schloſſerlehrling ſchloſſen ſich auf dem Wege zur Arbeitsſtätte zwei

in deren Mittelpunkt Prof. Oskar Brückner von der Staats
oper in Wiesbaden ſtand. Seine Vorträge ernteten ſtürmiſchen
Beifall und waren durchdrungen von hohem techniſchen Können.
Er zeigte tiefes Verſtändnis und beſtes Einfühlen für die Werke
zer großen Meiſter. Frau Mara Friedfeld hatte den geſang-
ichen Teil übernommen Jhr gelangen leichtere, neckiſche Sachen

im beſten. Von prachtvollem Schwung und hoher Formvollendung
lonnte man bei der Begleitung des Kapellmeiſters an der Wies
adener Staatsoper, Prof. Franz Mannſtaedt ſprechen. Auch
rüs Soliſt croberte er ſich ſchnell die volle Zuſtimmung des Publi-tums. Seine Spanien Rhapſodie“ von Liſzt ſei noch als be-

onders gelungen erwähnt. Opernſänger Max Haas wartete mit
zeiteren Vorträgen auf und ſchuf im zweiten Teil des Abends
„Stimwung“. Das Konzert war nicht ſo beſucht, wie es im Hin
blick auf das gutgewählte Programm erwartet wurde. Der Bei-
ſall hätte aber auch bei einem vollbeſetzten Hauſe nicht ſtärker ſern
können.

Stadſtheater. Heute, Mittwoch, abends 728 Uhr, gelangt
Flotows Oper „Martha“ zur Aufführung. Donnerstag „Die Ge
zeichneten“, Freitag und Sonnabend, nachmittags 3 Uhr, Weih-
nachtsmärchen- Vorſtellung bei volkstümlichen Preiſen: „Die
Mäuſekönigin“, Freitag abend „Hoheit tanzt Walzer“, Sonnabend
abend „Fidelio“, Sonntag nachmittag „Hoffmanns Erzählungen“,
Sonntag abend Uraufführung „Das Wandbild“, eine Szene und
eine Pantomime von Ferrutccio Buſoni, Muſik von Othmar
Schoeck.

Leipziger Sinfontekonzerte. Das für morgen, Donnerstag,
ngeſetzte Kammerkonzert des Grotrian Steinweg-Orcheſters muß
wegen Erkrankung des 1., Konzertmeiſters Mahnike auf Mitte
Januar verſchoben werden. Karten behalten ihre Gültigkeit.
Näheres wird zurzeit bekanntgegeben durch Reinhold Koch, Alte
Promenade 1a.

Provinz und Umgegend

„Kommuniſtiſche“ ueberſtundenſchieberei auf den

Leunawerken.

Unter der Ueberſchrift „Kommuniſtiſche Theorie und Praxis“
ringt die unabhängige „Leipziger Volkszeitung“ (Ausgabe für
Halle) u. a. auch folgende Schilderung:

„Jn den Leunawerken, die bekanntlich eine ſehr radikale
Arbeiterſchaft haben, wird von einem großen Teil der Belegſchaft
weit über 8 Stunden täglich gearbeitet. Ein Teil von ihr hat
allerdings die 48-Stunden-Woche. Ein anderer aber arbeitet
immer noch 56 und auch 72 Stunden in der Woche. Schon ſeit
langem wird von den wirklich klaſſenbewußten Arbeitern des
Leunawerkes die allgemeine Einführung der 48-Stunden-Woche
gefordert. Der radikale neukommuniſtiſche Betriebsrat aber ſabo
liert dieſe Forderung. Es wurde zu Anfang dieſes Jahres ſchon
eine Kommiſſion eingeſetzt, die aber ſo ſchön arbeitete, daß die
Arbeiterchaft über ihr Wirken nichts erfuhr. Wiederholte Fragen
wurden vom Betriebsrat mit hinhaltenden Worten beantwortet:
„Ja, Kollegen, die Sache iſt im Gange. Es gibt aber ſolche Wider
tände, die die Sache in die Länge ziehen, zu überwinden; macht
uns doch Vorſchläge!“ So verging ein halbes Jahr. Vor un-
gefähr acht Wochen hatte die Werkleitung einen Plan vorgelegt,
der von zwei Jngenieuren ausgearbeitet worden war und der die
reine 48-Stunden-Woche vorſah. Er entfeſſelte eine wahre Ent
rüſtung unter den Nutznießern der 48 und 72-StundenWoche. Es
ſind alles Moskauanhänger mit dem Sowjetſtern auf der Bruſt
unter dem Szepter Bernhard Koenens, des Bruders Wilhelm

Koenens. Sie ſind für Moskau, aber ſie wollen nicht etwa auf

loſeſten Treiben, die Willkürherrſchaft des Einzelunternehmer s
in ihrer kraſſeſten Form hinter das Allgemeinintereſſe zu ſtellen.
Richtsdeſtoweniger läuft der Kapitalismus in ſeiner Preſſe ge- g
waltig gegen dieſe Verordnung Sturm. Man fühlt ſich in ſeinen
teuerſten Vorrechten bedroht und behauptet darum, daß die Ver-
ordnung verfaſſungswidrig ſei. Es fehlt nicht an Verſuchen, ſie
zu ſabotieren. Darum iſt es durchaus wichtig, daß die Arbeiter-
ſchaft, vor allem die Betriebsräte, mit dieſer Verordnung genau
Beſcheid wiſſen. Die Buchhandlung „Vorwärts“ hat zu ihr einen
Kommentar nebſt Ausführungsanweiſung herausgegeben, der
durch ſeine gemeinverſtändlichen Erläuterungen nicht nur für
jeden Betrieborat, ſondern auch für jeden Arbeiter unentbehrlich
iſt. Der Kommentar iſt zum Preiſe von 1.50 M. von der Buch-
handlung der „Volksſtimme“ zu beziehen.

Kommentar zu der Verordnung betreffend Maßnahmen
gegenüber Betriebsabbrüchen und Stillegungen nebſt der Aus- 5
führungsanweiſung. (Preis 1,50 Mark.) Weite Kreiſe, vor
allem der Arbeiterſchaft, forderten in ſteigendem Maße ſtaatliche
Maßnahmen gegen die aus Willkür oder Eigennutz erfolgenden
Stillegungen von Betrieben und den Verkauf deut, ch Produk-
tionsmittel ins Ausland. Die troſtloſen Erſcheinungen, welche J
ſich auf dieſem Gebiete zeigten und die unſer geſamtes Wirtſchafts

W

W

e

Verantwortlich: Für Politik. Parteinachrichten und Gewerkſchaftliches Paul
Täumel; für „Aus dem Stadtkreis“ und Feuilleton Willi Lanzke; für

übrigen redaktioneſlen Teil K. Garbe; für die Jnſerate
Druck und Verlag der Volksſtimme

S

9 nVereins Anzeiger
Jede unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekanntmachung koſtet pro Zelle
20 Pfg. Jm Vereinsanzetger ſollen alle Veranſtaltungen der geſelligen. n
gewerkſchaftlichen u. politiſchen Orgamiſotionen angekündigt werden. Auch

Verbrechen. Einem
den Mehrverdienſt durch die Ueberarbeit verzichten. Ein Betriebs Männer an, Nach einigen hundert Metern Wegs verſetzte der eine Todes u. Beerdigungsmeldungen von Mitgliedern dient dieſe Rubrik.

ratsmitglied meinte dazu, man könne es den Leuten e dem n ein ſive e a r hfür ſie bedeute die Einführung der 48-Stunden-Woche einen Ver andere i en Mund' zuſtopfte. Nachdem man ihm ſe M. d. O. A. S. B. Freitag, abendiuſt on 4000 bis Jahre, und übrigens ſei jg im Barſchaft von 40 Mk. abgenommen hatte, warfen ihn die Täter Freier üngercho Halle e VSireineionat Sind

Bezirk die Zahl der Arbeitsloſen gering und von auswärts Leute Dresden sauf den Bahndamm, um don einem S rer ehen, das brin Schwierigkeiten in der Bahn- Soeduge überfahren zu laſſen. Der junge Marrn Hatte aberr Unterkuſſt n So denken die kommuniſti im letzten Augenblicke ſo viel Kraft. um ſich Noch rechtzeitig zur Großthiem
ſchen Benfeberatomitglieder von Leuna, während man bei den 4 Seite zu ſchleudern, fo daß nur die Hand erheblich verletzt wurde.

Baufirmen in Leuna täglich Lente entläßt, die das Heer der Leider ſind die beiden Halunken unerkannt entkommen

findet eine Mitgliederverſammlung der S. P.
Müllerſchen Gaſthof ſtatt. Wegen der wichtigen Tagesordnung iſt
v liges Erſcheinen Pflicht. Der Vorſtand.

3

Am Sonntag Den 2. Jannar, nschaluags r h l

p im. d
u

n

n n v 77 M mee
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